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1 LRA Augsburg vom 08.02.2021 

Beschluss 
 

Der Markt Biberbach nimmt von der Stellungnahme des Landratsamt Augsburg mit Schreiben vom 08.02.2021 zu den textlichen Festsetzungen, der weiteren 
Fachbehörden beim Landratsamt Augsburg Kenntnis und beschließt die Einarbeitung, Abarbeitung und Beantwortung wie vorgetragen. 
 

Abstimmungsergebnis:  16 : 0 (ohne GR Stuhler war kurzeitig abwesend) 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

zu o.g. Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen folgende Bedenken und Anmerkungen.  

Rein vorsorglich weisen wird darauf hin, daß die in der Präambel genannte Fassung der BayBO 
zwischenzeitlich überholt ist. 

 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die Präambel wird entsprechend 
angepasst. 

In Ziffer B.3.3 des Textteils werden im ĂSystemschnittñ ĂFirsthºhenñ genannt; entsprechende 
textliche Festsetzungen zum Maß der jeweiligen Firsthöhe und zum unteren und oberen 
Bezugspunkt sollten noch ergänzt werden.  

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die textlichen Festsetzungen zu 
den Firsthöhen, den unteren und oberen Bezugspunkten sind überarbeitet. 

Zu Ziffer B.7.1 des Textteils weisen wir darauf hin, daÇ f¿r die Festsetzung ĂDie Gehºlze sind bei 
einer Baumschule zu beziehenñ keine Rechtsgrundlage besteht. 
 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die bisherige Festsetzung wird 
gestrichen. 

Die Ă75 cbmñ bei der ¦berschrift ĂDacheindeckungñ in Ziffer C.2.1 des Textteils sind noch zu 
definieren (= umbauter Raum). 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die Festsetzung wird 
entsprechend angepasst. 

Bei ĂDachaufbautenñ in Ziffer C.2.1 des Textteils sollte bei ĂDie Summe der Einzelbreiten darf 50 
%...ñ auf die Firstlªnge des ĂEinzelhauses bzw. der Doppelhaushªlfteñ statt auf Ădes Gebªudesñ 
abgestellt werden. 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die Festsetzung wird 
entsprechend angepasst. 

Der Entwurf beabsichtigt in Ziffer C.4 des Textteils auf der Rechtsgrundlage des Art. 81 Abs.1 Nr.4 
BayBO einen 5 m langen Vorplatz vor den Garagen festsetzen. Art. 81 Abs.1 Nr.4 BayBO stellt 
jedoch keine Rechtsgrundlage f¿r die Festsetzung einer ĂLageñ der Garagen dar. Ggf kann diese 
Regelung in Ziffer B.4.2 ĂBaugrenzenñ aufgenommen werden, dann wªre auch der Widerspruch zu 
Ziffer B.4.2 (Garagen sind innerhalb der Baugrenzen zulässig) ausgeräumt 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die Festsetzung wird 
entsprechend angepasst. 

Der Fachbereich Wasserrecht teilt zu dem Bauleitplanverfahren Folgendes mit: 

Vorbehaltlich der Stellungnahme des ebenfalls zu beteiligenden Wasserwirtschaftsamtes stehen 
der beabsichtigten Bauleitplanung keine zwingenden wasserrechtlichen Verbote bzw. 
Genehmigungsvorbehalte entgegen 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
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Seitens der Tiefbauverwaltung des Landkreises bestehen Anregungen: 

- Die Erschließung sollte nicht nur auf eine Zufahrtsstraße beschränkt werden, dies vor 
allem aus Sicherheitsgründen um die Rettungswege möglichst zweifach zu 
gewährleisten. Auch bei Unterhaltsarbeiten auf einer Zufahrtsstraße wäre sonst das 
Gebiet abgehängt, bzw. die Arbeiten unnötig teuer oder zeitaufwendig auszuführen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Eine Erschließung nur nach Norden (Schloßstraße) wäre entgegen der 
Hauptbeziehung nach Biberbach. Hier würden den Bewohnern unnötig Umwege zur 
Erreichung des Hauptortes zugemutet. 

Beschluss 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Straße C stellt eine ïmit Absicht verengte (mit Vorfahrtsregelung)ï 
zweite Erschließungsstraße dar, sodass das Plangebiet nicht alleinig 
über den auszubauenden Wirtschaftsweg von der Schloßstraße aus 
erschlossen wird. Im Falle von Unterhaltsarbeiten kann Straße C also 
ebenfalls genutzt werden. Die öffentlichen Verkehrsflächen sind als 
verkehrsberuhigter Bereich geplant.  
Das Baugebiet wird jedoch primär von Westen aus angebunden. 
Ferner lassen die örtlichen Gegebenheiten und ein wirtschaftlicher 
Grundstückszuschnitt weitere Erschließungsstraßen nicht zu. Das 
ºstlich benachbarte Baugebiet ĂSteinbichlñ besitzt bisher keine zweite 
Erschließungsstraße und erhält jetzt eine zusätzliche Anbindung. In der 
Begründung unter Punkt C 6.3 sind die Gründe für die Ausgestaltung 
der Erschließungsstraße dargelegt.  

Abstimmungsergebnis: 16 : 1 

 

Beschluss 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Planung der 
Baugebietserschließung richtet sich nicht nach der Lage des 
Hauptortes, sondern greift bestehende Haupterschließungsstraßen, 
örtliche Gegebenheiten, tiefbautechnisch sinnvolle Ver- und 
Entsorgungsmöglichkeiten usw. auf. Von Umwegen kann in Anbetracht 
der Größe. 

Abstimmungsergebnis: 17 : 0 
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Aus Sicht des Erschließungsbeitragsrechts wird folgendes mitgeteilt: 

Nach der derzeitigen Planung soll die Straße C lediglich mit einer Breite von 4 m 
hergestellt werden. Nach dem Erschließungsbeitragsrecht wird für Erschließungsstraßen 
jedoch bereits seit 1936 eine Mindestbreite in ländlichen Gemeinden von 6 m 
vorausgesetzt. Es wird daher empfohlen die Straße C auf 6 m zu verbreitern. 

Zudem ist zu beachten, dass bei der Erschließungsbeitragsabrechnung zwei 
Erschließungsanlagen gebildet werden müssten. Die erste Anlage könnte die von Ost 
nach West verlaufende Straße C und der nördliche Teil der Straße A mit dem Stich in der 
Mitte bilden. Die zweite Erschließungsstraße könnte die Ringstraße bestehend aus 
Straße B und südöstlichem Teil der Straße A darstellen. Bei der Gestaltung des 
Straßenverlaufs sollte darauf geachtet werden, dass sich die beiden 
Erschließungsanlagen nach dem Gesamteindruck eines unbefangenen Beobachters 
eindeutig voneinander abgrenzen.  

Außerdem sind bei der Erschließungsbeitragsabrechnung auch die 
Altanliegergrundstücke Flur-Nrn. 339/2 und 341/2 Gem. Biberbach mitheranzuziehen. 

Beschluss 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Bei der Straße C handelt es sich um eine untergeordnete 
Erschließungsstraße, die bewusst verengt vorgesehen ist. Das 
Verkehrsgeschehen soll hier über eine entsprechende 
Vorfahrtsregelung geregelt werden. Unter diesen Voraussetzungen 
wird die Straßenbreite als ausreichend erachtet. Es soll damit lediglich 
eine Verbindung zum benachbarten Baugebiet beibehalten werden, die 
jedoch nicht die Funktion einer Haupterschließungsstraße wahrnehmen 
soll. 
Die Haupterschließung erfolgt von Westen über den auszubauenden 
Wirtschaftsweg von der Schloßstraße aus . 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Markt Biberbach 
wird bei der Ausführungsplanung der Straßen auf eine optische 
Abgrenzung unterschiedlicher Erschließungsanlagen Acht geben. 

Abstimmungsergebnis: 17 : 0 

 

Von Seiten des abwehrenden Brandschutzes bestehen folgende Anmerkungen: 

1. Der Löschwasserbedarf ist über die zentrale Wasserversorgung sicherzustellen. Nach 
den technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblatt W405 ist in Wohngebieten eine 
Bereitstellung von mindestens 800 l/min über zwei Stunden erforderlich. 

2. Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln des DVGW Arbeitsblatt W 331 
auszubauen. Hydranten sind im Abstand von ca. 100 m zu situieren. 

3. Für Gebäude, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen 
Verkehrsfläche entfernt sind, müssen Zufahrtswege für die Feuerwehr nach der Richtlinie 
über Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken angelegt werden. 

4. Die Hinweise der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr sind zu beachten 

 

Beschluss 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen der 
Erschließungsplanung wird auf die Verfügbarkeit einer ausreichende 
Löschwassermenge geachtet. Der Ausbau des Hydrantennetzes soll im 
Zuge der Erschließungsplanung Berücksichtigung finden. Auf die 
Richtlinie ĂFlªchen f¿r die Feuerwehrñ wird in den textlichen 
Festsetzungen unter Punkt D 3 bereits hingewiesen. 

Abstimmungsergebnis: 17 : 0 
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Der Abfallwirtschaftsbetrieb weist darauf hin, dass Erschließungsstraßen so zu planen 
sind, dass die Abfallbeseitigung ordnungsgemäß durchgeführt werden kann. 

Hierzu ist es notwendig, dass die Zufahrt zu den Müllbehälterstandplätzen so angelegt ist, 
dass ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich wird (DGUV Information 214-033). Bei der 
Planung von Wendekreisen ist darauf zu achten, dass der Wendedurchmesser von 
Müllfahrzeugen bei inzwischen ca. 22 m liegt. Bei Errichtung von Wendeschleifen mit 
Grüninseln in der Wendeanlage ist ein Plattformdurchmesser von mindestens 25,00 m 
erforderlich. Dabei darf die Grüninsel einen Durchmesser von 6,00 m nicht überschreiten. 
Wendehämmer sind so zu bemessen, dass nur ein- oder zweimaliges Zurückstoßen 
erforderlich ist. Entsprechend der Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) 
Bild 59 sind je nach Form des Wendehammers Abmessungen von etwa 20 m x 15 m oder 
ca. 13 m x 21 m erforderlich. 

Bei Grundstücken (Anwesen) welche nur über private Verkehrsflächen direkt angefahren 
werden können, sind die Mülltonnen jeweils an der nächsten öffentlichen Straße zur 
Leerung bereitzustellen. 

Bei der Umsetzung von Variante 1 entsprechend Punkt 4.2 gibt es von Seiten des 
Abfallwirtschaftsbetriebes Augsburg Land keine Einwände. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Beschluss 

Die Erschließungsstraßen sind so ausgelegt, dass eine 
Abfallsammlung sichergestellt ist. 

Es wird klargestellt, dass ausweislich der Planbegründung und des 
Planteils des Bebauungsplans nicht Variante 1, sondern die in 
Begründung C 6.3 erläuterte und im Planteil festgesetzte Variante 
umgesetzt wird. 

 

Auf anliegende Stellungnahmen des technischen Immissionsschutzes vom 20.01.2021 
und der Unteren Naturschutzbehörde vom 08.02.2021 wird verwiesen. 

Auf die separaten Stellungnahmen wird nachfolgend gesondert 
eingegangen. 

Abstimmungsergebnis: 17 : 0 
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2 LRA Augsburg, Untere Immissionsschutzbehörde vom 20.01.2021 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

Der Markt Biberbach mºchte mit dem Bebauungsplan Nr. 23 ĂSteinbichl IIñ Planungsrecht 
für die Realisierung von Wohnbebauung im Ortsteil Markt schaffen, um den Bedarf an 
Bauplätzen zu decken. 

Der Planbereich befindet sich im Süden von Markt, umfasst eine Gesamtfläche von 
42.744 m² und grenzt an bestehende Bebauung des Ortes. Bisher wurde das Gebiet als 
Acker genutzt und soll nun mit Einzel-, Doppel- und Mehrparteienhäusern bebaut werden 
(insgesamt 34 Bauparzellen). 

Der wirksame Flächennutzungsplan des Marktes Biberbach weist den Planbereich 
entsprechend der vorgesehenen Nutzung bereits als Wohnbaufläche ï Planung ĂW10ñ 
aus, so dass der Bebauungsplan aus den Darstellungen des wirksamen 
Flächennutzungsplanes entwickelt werden kann. 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

-ohne Beschluss- 

Immissionsschutzfachlich relevant ist im vorliegenden Fall das Heranrücken von 
Wohnbebauung an einen bestehenden Tierhaltungsbetrieb auf dem Grundstück mit der 
Flur-Nr.: 69 und dessen Fahrsiloanlage auf dem Grundstück mit der Flur-Nr.: 68 der 
Gemarkung Markt. 
Gemäß Planungshilfen für die Bauleitplanung sollte bei der Planung eines Wohngebietes 
nahe einem Dorfgebiet auf die Entwicklungsmöglichkeiten eines im Dorfgebiet liegenden 
landwirtschaftlichen Betriebes besonders Rücksicht genommen werden. Eine 
entsprechende Recherche und Berücksichtigung fehlt in der vorliegenden Planung und 
bedarf der Ergänzung. 

Weiterhin wurde in den immissionsschutzfachlichen Stellungnahmen zur Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Biberbach darauf aufmerksam gemacht, dass 
spätestens in der verbindlichen Bauleitplanung auf einen Mindestabstand von 50 m 
zwischen bestehender Fahrsiloanlage auf dem Grundstück mit der Flur-Nr.: 68 und der 
geplanten Wohnnutzung zu achten ist. 
Dieser Mindestabstand von 50 m erscheint gemäß Planzeichnung zwischen 
Fahrsiloanlage und Bauparzelle Nr. 19 gerade so eingehalten. Aus Klarheitsgründen 
sollte dieser Mindestabstand von 50 m noch in der Planzeichnung kenntlich gemacht 
werden. 

 

Beschluss 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. 

Die Fahrsiloanlage auf Fl.-Nr. 68 wurde bereits berücksichtigt. 
Entsprechend der Anregung wird nunmehr der 50m Mindestabstand 
durch eine Aktualisierung der Baugrenzen und eine Vermaßung des 
Abstands hervorgehoben.  

Darüber hinaus wird in den Bebauungsplanunterlagen darauf 
hingewiesen, dass es aufgrund von umliegenden landwirtschaftlichen 
Flächen und Betrieben zu Immissionen in Form von Lärm, Staub und 
Geruch kommen kann, welche jedoch im Hinblick auf die ländliche 
Lage als zumutbar erachtet werden. 

 
Abstimmungsergebnis: 17 : 0 
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Grundsätzlich wird in diesem Zusammenhang noch darauf aufmerksam gemacht, dass 
gemäß Ministerialschreiben vom 10.06.1996 und 25.03.1997 in der Bauleitplanung darauf 
geachtet werden sollte, dass zwischen einem geplanten Wohngebiet und einer 
bestehenden Fahrsiloanlage ein Abstand von 120 m eingehalten werden kann. Gerüche 
von Fahrsiloanlagen können auch in 50 m Abstand deutlich wahrnehmbar sein. Je größer 
der Abstand zur Fahrsiloanlage, umso besser. Vor diesem Hintergrund wird angeregt, ob 
nicht ein Verzicht auf die Bauparzellen Nr. 18 und Nr. 19 denkbar wäre, so dass sich der 
Abstand zur Fahrsiloanlage noch etwas vergrößert.  

Beschluss 
 
Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 
Der angeregte Mindestabstand von 50m zum Fahrsilo wird als 
ausreichend erachtet. Es handelt sich hierbei um eine typisch ländliche 
Lage, sodass davon ausgegangen wird, dass den künftigen Bauherren 
bewusst ist, dass es zeitweise zu Geruchsimmissionen infolge der 
umliegenden Landwirtschaft kommen kann. Dies wird in Verbindung 
mit der Wahrung des Mindestabstands von 50m als vertretbar erachtet. 
Etwaige ergänzende Untersuchungen, wie z.B. ein Geruchsgutachten 
werden vor diesem Hintergrund als nicht zwingend notwendig erachtet. 
 
Ein Verzicht auf die Parzellen 18 und 19 soll angesichts des 
bestehenden Bauplatzbedarfs nicht erfolgen. 
 

Abstimmungsergebnis: 15 : 2 
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3 LRA Augsburg, Untere Naturschutzbehörde vom 08.02.2021 

 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

Der Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplans befindet sich am südlichen Ortsrand der 
Siedlung Markt und grenzt an bebautes Gebiet an. Südlich, westlich und nördlich grenzt 
an den Geltungsbereich freie Natur an. Die Flächen werden derzeit überwiegend 
landwirtschaftlich als Acker genutzt. Im gültigen Flächennutzungsplan des Marktes 
Biberbach ist das Gebiet als ĂFlªche f¿r Wohnbebauungñ dargestellt. 

Aus Sicht des Naturschutzes sind in folgenden Punkten Änderungen bzw. Ergänzungen 
gegenüber dem ausgelegten Entwurf erforderlich: 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Eingrünung: 

Da die Bebauung längerfristig den südlichen Ortsrand von Markt bilden wird, ist die 
Festlegung einer wirksamen Ortsrandbegrünung im Norden und Osten des 
Geltungsbereichs erforderlich. Hierfür sollten konkretere Festsetzungen bzgl. der 
Ausgestaltung der Pflanzung im Bereich Ă¥ffentliche Gr¿nflªcheñ aufgenommen werden; 
erforderlich ist die Pflanzung einer freiwachsenden 2- bis 3-reihige Hecke (keine 
Formschnitthecke) aus standortheimischen Sträuchern und Bäumen (Baumanteil ca. 5 %) 
gem. Pflanzliste mit einem Pflanzabstand von maximal 1,5 m. Mindestens 80 % der 
Lauflªnge der Ă¥ffentlichen Gr¿nflªcheñ sind zu bepflanzen. 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die Festsetzung in Punkt 
B 7.3 wie folgt aktualisiert: 

ĂDie Bepflanzung ist im Bereich der öffentlichen Grünfläche mit 
Bäumen 2. Ordnung und Sträuchern durchzuführen und gemäß 
Planfeststellung anzulegen. Die Strauchpflanzung ist 2-reihig mit einem 
Abstand von 1,5 m zwischen den Pflanzen in der Reihe und 1,0 m 
zwischen den versetzten Reihen auszuführen. Die Gehölze sind 
freiwachsend zu pflegen/zu unterhalten. 

Die Arten sind aus der obigen Artenliste zu wählen. Sie sind zu 
gleichen Teilen und gemischt zu pflanzen. Die Erst-Bepflanzung ist von 
der Marktgemeinde in der ersten Vegetationsruhe nach Beginn der 
Baugebietserschließung durchzuführen. Die Ersatz-Pflanzung z.B. bei 
Ausfall, hat entsprechend der Artenliste innerhalb eines Jahres zu 
erfolgen.ñ 

Ein Baumanteil in der Hecke soll nicht festgesetzt werden, da bereits 
Baumpflanzungen verteilt in den Grünflächen vorgesehen sind. Mit 
Ausnahme des Übergangs zur östlich gelegenen Siedlung werden die 
öffentlichen Grünflächen in den Randbereichen beinahe durchgängig 
mit einer Hecke eingegrünt. Ein ausreichender prozentualer Anteil der 
Lauflänge ist also nach Ansicht des Marktgemeinderates gegeben. 
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Beschluss 
 
Die Stellungnahmen/Anregungen des LRA Augsburg, Untere Naturschutzbehörde vom 08.02.2021 werden zur Kenntnis genommen und ggf. in den 
Festsetzungen, wie protokolliert mit aufgenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 17 : 0 

Einfriedungen: 

Zur Erhaltung der Durchgängigkeit für Kleintiere sollten Einfriedungen mit 10 cm 
Bodenfreiheit ausgeführt werden. Auf Sockel ist aus demselben Grund generell zu 
verzichten. 

Der Markt Biberbach wird gebeten, die o.g. Punkte im weiteren Planungsverlauf zu 
berücksichtigen. 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die Festsetzung zu den 
Einfriedungen wird dahingehend konkretisiert, dass Einfriedungen zur 
freien Landschaft hin mit ausreichend Bodenabstand von mind. 10cm 
auszuführen sind. So können Kleintiere, die sich auf Grundstücke am 
Rande des Plangebietes verirren, wieder in die freie Landschaft 
gelangen.  
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4 Wasserwirtschaftsamt Donauwörth vom 05.02.2021 

 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

1 Sachverhalt 

Das Planungsgebiet umfasst 4,27 ha. 

Als Art der baulichen Nutzung ist ein Allgemeines Wohngebiet vorgesehen. 

Das Baugebiet ist nicht bebaut. 

Nachfolgend wird dazu als Träger öffentlicher Belange aus wasserwirtschaftlicher Sicht 
Stellung genommen. Andere Fachfragen, wie z. B. hygienische Belange, Bebaubarkeit, 
Baugrund- und Bodenverhältnisse, werden in dieser Stellungnahme nicht behandelt. 

 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

2 Wasserwirtschaftliche Würdigung 

2.1 Wasserversorgung und Grundwasserschutz 

2.1.1 Wasserversorgung 

Die Trinkwasserversorgung wird durch die eigene kommunale Wasserversorgungsanlage 
in ausreichendem Umfang sichergestellt. 

2.1.2 Löschwasserversorgung 

Ob diese ausreichend ist, sollte der Kreisbrandrat beim Landratsamt beurteilen. 

2.1.3 Trinkwasserschutzgebiete, Heilquellenschutzgebiete 

Trinkwasserschutzgebiete werden nicht berührt. 

2.1.4 Grundwasser 

Uns liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

Der Kreisbrandrat wurde am Verfahren als Träger öffentlicher Belange 
beteiligt. 
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2.1.5 Altlasten und vorsorgender Bodenschutz 

Im Bereich des geplanten Bebauungsplanes sind keine Grundstücksflächen im Kataster 
gem. Art. 3 Bayer. Bodenschutzgesetz (BayBodSchG) aufgeführt, für die ein Verdacht auf 
Altlasten oder schädliche Bodenveränderungen besteht. 

Dem Wasserwirtschaftsamt liegen keine Informationen über weitere Altlasten, schädliche 
Bodenveränderungen oder entsprechende Verdachtsflächen in diesem Bereich vor. 
Dessen ungeachtet sind entsprechende ergänzende Erkundigungen bei der zuständigen 
Kreisverwaltungsbehörde unverzichtbar. 

Auf den ĂMustererlass zur Ber¿cksichtigung von Flªchen mit Bodenbelastungen, 
insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im Baugenehmigungsverfahrenñ der 
ARGEBAU, der mit IMS vom 18.04.02, Az. IIB5-4611.110-007/91, in Bayern verbindlich 
eingeführt wurde, wird verwiesen. 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

ĂSollten bei den Aushubarbeiten organoleptische Auffªlligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hin-
deuten, ist unverzüglich die zuständige Bodenschutzbehörde 
(Kreisverwaltungsbehörde) zu benachrichtigen (Mitteilungspflichten gem. Art. 1, 12 
Abs. 2 BayBodSchG).ñ 

ĂEs kann nicht ausgeschlossen werden, dass Bºden mit von Natur aus erhºhten 
Schadstoffgehalten (geogene Bodenbelastungen) vorliegen, welche zu zusätzlichen 
Kosten bei der Verwertung/Entsorgung führen können. Wir empfehlen daher 
vorsorglich Bodenuntersuchungen durchzuführen. Das Landratsamt ist von 
festgestellten geogenen Bodenbelastungen in Kenntnis zu setzen.ñ 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Ein entsprechender 
Hinweis wird ist bereits in D 1 des Bebauungsplans enthalten und soll 
durch die aktuellere Formulierung des Wasserwirtschaftsamtes ersetzt 
werden. 
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2.1.6 Vorsorgender Bodenschutz 

Durch das Vorhaben werden die Belange des Schutzgutes Boden berührt. Nach 
Baugesetzbuch (BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ist für die 
vorhandenen Böden eine Bestandsaufnahme und Bewertung der im 
Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) aufgeführten Bodenfunktionen durchzuführen. 

Für die Bodenuntersuchung einschließlich der Bodenfunktionsbewertung wird empfohlen, 
einen qualifizierten Fachgutachter zu beauftragen. Dabei sind ggf. vorhandene geogene 
bzw. großflächig siedlungsbedingte Bodenbelastungen zu berücksichtigen. Darüber 
hinaus sind geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen. 

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere für Aushub und Zwischenlagerung zum 
Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen die Vorgaben 
der DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen. Zudem wird empfohlen, im Vorfeld von 
Baumaßnahmen mit einer Eingriffsfläche > 5.000 m² oder bei Böden mit hoher 
Funktionserfüllung oder besonders empfindlichen Böden eine bodenkundliche 
Baubegleitung einschließlich Bodenschutzkonzept, gemäß DIN 19639 Bodenschutz bei 
Planung und Durchführung von Bauvorhaben vorzusehen. 

Die Entsorgung von überschüssigem Bodenmaterial sollte zur Vermeidung von 
Bauverzögerungen und Mehrkosten mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf vor Baubeginn 
geplant werden. Dabei wird die Erstellung einer Massenbilanz ĂBodenñ mit 
Verwertungskonzept empfohlen. Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaushub bzw. 
die Wiederverwendung von Bodenmaterial innerhalb der Baufläche. 

Bei überschüssigem Aushubmaterial sind abhängig vom jeweiligen Entsorgungsweg die 
rechtlichen und technischen Anforderungen (z. B. § 12 BBodSchV, Leitfaden zur 
Verfüllung von Gruben und Brüchen sowie Tagebauen, LAGA M 20 1997 sowie DepV) 
maßgeblich. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Den Umweltbelangen wird in der Planung ausreichend Rechnung 
getragen bspw. durch Hinweise auf die Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung in den textlichen Festsetzungen unter Punkt D 2. 
Diese werden als ausreichend erachtet. Weitere Einzelheiten 
hinsichtlich des Themas Boden finden ferner im Zuge der 
Erschließungsplanung Berücksichtigung sowie eigenverantwortlich im 
Zuge der einzelnen Bauvorhaben. Im Übrigen bezieht sich die 
angeführte Anlage 1 des Baugesetzbuches auf Bestandteile eines 
Umweltberichtes, von dem in diesem Verfahren nach §13b i.V.m. §13a 
BauGB abgesehen wird.  

Weitergehende Ausführungen zum Umgang mit Boden bzw. 
Vorgehensweisen bei Erdarbeiten sollen nicht erfolgen, da dies erst in 
der Ausführungsplanung bzw. individuell bei Realisierung der einzelnen 
Bauvorhaben zum Tragen kommt. 
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Vorschläge für Hinweise zum Plan: 

ĂMutterboden ist nach Ä 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 
Vergeudung und Vernichtung zu schützen. Überschüssiger Mutterboden 
(Oberboden) oder geeigneter Unterboden sind möglichst nach den Vorgaben des 
§12 BBodSchV zu verwerten. Es wird empfohlen, hierfür von einem geeigneten 
Fachb¿ro ein Verwertungskonzept erstellen zu lassenñ 

ĂDer belebte Oberboden und ggf. kulturfähige Unterboden sind zu schonen, 
getrennt abzutragen, fachgerecht zwischenzulagern, vor Verdichtung zu schützen 
und mºglichst wieder seiner Nutzung zuzuf¿hren.ñ 

ĂBei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und 
stofflichen Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die 
Vorgaben der DIN 18915 und DIN 19731 zu ber¿cksichtigen.ñ 

ĂDas Befahren von Boden ist bei ung¿nstigen Boden- und Witterungsverhältnissen 
möglichst zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 
18915 zu treffen.ñ 

ĂEs wird empfohlen, entsprechend DIN 19639, die BaumaÇnahme in der Planungs- 
und Ausführungsphase von einer qualifizierten bodenkundlichen Baubegleitung 
beaufsichtigen zu lassen.ñ 

ĂZulieferung von Bodenmaterial: Soll Bodenmaterial i. S. d. § 12 BBodSchV zur 
Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht verwendet werden, sind die 
Anforderung des Ä 12 BBodSchV einzuhalten.ñ 

 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Entsprechende Hinweise 
werden in den Bebauungsplan aufgenommen. 

2.1.7 Einsatz von erdgekoppelten Wärmepumpen-Systemen 

Ob der Baugrund im Baugebiet für einen Einsatz von Grundwasser-Wärmepumpen 
geeignet ist, ist im Einzelfall zu prüfen. Die fachliche Begutachtung für Anlagen bis zu 
einer Leistung von 50 kJ/s wird hier von Privaten Sachverständigen der Wasserwirtschaft 
(PSW) durchgeführt. http://www.lfu.bayern.de/wasser/sachverstaendige_was-
serrecht/index.htm 

Ob der Bau einer Erdwärmesondenanlage möglich ist, muss im Einzelfall geprüft werden. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Bebauungsplan 
ist unter D 5 der textlichen Festsetzungen ein entsprechender Hinweis 
bereits enthalten. 
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2.2 Abwasserbeseitigung 

2.2.1 Allgemeines 

Das gemeindliche Abwasserbeseitigungskonzept ist vor Verwirklichung des 
Bebauungsplanes fortzuschreiben. 

Für das Gebiet des Bebauungsplanes ist nach unserem Informationsstand eine 
Entwässerung im Trennsystem vorgesehen. 

 

2.2.2 Häusliches Abwasser 

Die Kläranlage Biberbach kann die zusätzlichen Abwassermengen voraussichtlich 
ausreichend reinigen. Die Abwasserentsorgung ist gesichert. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
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2.2.3 Niederschlagswasser 

Gemäß §55 Abs. 2 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert werden, soweit 
dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften oder 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Die Versiegelung von Flächen infolge einer Bebauung stellt einen Eingriff in den 
natürlichen Wasserhaushalt dar. Verdunstung und Grundwasserneubildung werden 
reduziert, der Oberflächenabfluss erhöht. Beide Entwicklungen widersprechen den 
wasserwirtschaftlichen Zielvorstellungen und den wasserrechtlichen Anforderungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der natürliche Wasserhaushalt sollte möglichst erhalten bleiben. Hierzu sind die 
Siedlungsflächen vorzugsweise durchlässig zu gestalten. Gesammeltes 
Niederschlagswasser sollte erst nach Rückhaltung und Versickerung ï vorzugsweise 
flächenhaft über bewachsenen Oberboden ï im Trennsystem abgeleitet werden. 

Das vorgelegte Konzept zur Niederschlagswasserbeseitigung sieht vor, 
Niederschlagswasser der Dachflächen dezentral in Zisternen zurückzuhalten und 
anschließend in die bestehende Regenwasserkanalisation einzuleiten. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Zwischenzeitlich wurde ein geotechnischer Bericht für das Baugebiet 
ausgearbeitet (GTA Geotechnik Augsburg Ingenieurgesellschaft mbH, 
Augsburg, Stand 29.04.2021). Dieser kommt hinsichtlich einer 
Niederschlagwasserversickerung zu folgendem Ergebnis: ĂNach den 
durchgeführten Untersuchungen ist in den Deckschichten keine 
Versickerung von Oberflächen- und Niederschlagswasser mºglich.ñ 
Insofern soll das Niederschlagswasser zum Einen über Zisternen 
abgeleitet werden. Ein entsprechender Hinweis hierzu besteht unter 
Punkt D 5 der textlichen Festsetzungen. Die weitere 
Regelung/Verpflichtung hierzu erfolgt zivilvertraglich nach Abschluss 
des Bauleitplanverfahrens. Eine genauer Drosselabfluss wird 
gesondert ermittelt und den Bauherren mitgeteilt. Die textlichen 
Festsetzungen werden unter Punkt D 5 um die relevanten Angaben 
des geotechnischen Berichtes ergänzt. Die Verwaltung wird beauftragt, 
dem Wasserwirtschaftsamt den geotechnischen Bericht zur Kenntnis 
weiter zu leiten. 
 

Weiterhin sind auf den privaten Grundstücken zusätzlich zur 
festgelegten Grundflächenzahl von 0,35 Vorgaben zur 
wasserdurchlässigen Ausführung von Stellplätzen gemacht (textliche 
Festsetzungen Punkt C 4).  
Die Aufnahmefähigkeit des Regenwasserkanalnetzes soll im Zuge der 
Erschließungsplanung überprüft und mit berücksichtigt werden. 

 
 
Der Stellungnahme wird insoweit Rechnung getragen, als die 
bisherigen Hinweise zur Niederschlagswasserbeseitigung zu 
verbindlichen Festsetzungen erklärt werden. 

Aus wasserwirtschaftlicher Sicht kann einer Ableitung des Niederschlagswassers nur 
zugestimmt werden, sofern eine Versickerung aufgrund der hydrogeologischen 
Verhältnisse nicht realisiert werden kann. Entsprechende Angaben sind in den 
vorliegenden Unterlagen nicht enthalten. Die Aufnahmefähigkeit des Untergrundes ist 
mittels Sickertest nach Arbeitsblatt DWA-A 138, Anhang B, exemplarisch an 
repräsentativen Stellen im Geltungsbereich nachzuweisen. 

Gemäß geotechnischem Bericht ist eine Versickerung im Baugebiet 
nicht möglich (siehe vorstehender Punkt). 
Zur schadlosen Ableitung des Niederschlagswassers sind daher 
Zisternen vorgesehen sowie Regenrückhaltebecken im Norden des 
Plangebietes. 
 
Das anfallende Niederschlagswasser auf den privaten und öffentlichen 
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Wir bitten zu überprüfen das auf den privaten und öffentlichen Flächen anfallende 
Niederschlagswasser entweder auf den Privatgrundstücken selbst oder in zentralen 
Mulden auf öffentlichem Grund, z.B. in der nördlichen Grünfläche versickert werden kann. 
Das auf den öffentlichen Straßen anfallende Niederschlagswasser ist möglichst 
breitflächig zu versickern. Der dazu notwendige Flächenbedarf ist im Bebauungsplan zu 
berücksichtigen. Auch auf Privatgrundstücken müssen die notwendigen Rückhalte- und 
Sickerflächen vorgesehen werden. 

Sollten die Untergrundverhältnisse eine oberflächennahe Versickerung nicht oder nicht 
flächendeckend zulassen, sollten alle Möglichkeiten zur Rückhaltung des 
Regenwasseranfalles (z.B. zentrales Retentionsbecken) genutzt werden. 

Flächen wird an kein bestehendes Regenwasserkanalnetz 
angeschlossen. 

Das Oberflächenwasser auf den neuen Verkehrsflächen wird über 
vorgeschaltete Nassschlammbehälter sowie Absetzschächte gereinigt 
und über ein Kanalsystem gesammelt und in ein neu errichtetes 
System bestehend aus Regenrückhaltebecken (Nord-Westlich vom 
Baugebiet) geleitet. Von dort wird das Wasser gedrosselt über einen 
Überlauf in einen Graben und anschließend in den Dorfbach 
eingeleitet. Im Zuge der weiterführenden Planung wird die Planung mit 
dem WWA Donauwörth im Detail abgestimmt. Gegebenenfalls ist eine 
Ertüchtigung des Dorfbachs bzw. eine Aufweitung des Dorfbachs 
notwendig. Eine geeignete Aufweitungsfläche muss in Abstimmung mit 
dem Markt Biberbach abgestimmt werden. 
Das anfallende Regenwasser auf den Privatflächen wird in 
Regenwasserzisternen zwischengespeichert und anschließend in den 
neuen Regenwasserkanal geleitet.  
Der Markt Biberbach wird in den Grundstückskaufverträgen mit den 
Bauherren sicherstellen und dinglich absichern, dass 
Regenwasserzisternen auf den Grundstücken verbaut werden.  
 
Auf der Grundlage der fachgutachterlichen Einschätzung des IB 
Heinhaus kann der potentielle Konflikt der 
Niederschlagswasserbeseitigung hinreichend sicher durch die o.g. 
Maßnahme bewältigt werden.  

 

 

Um einer Abflussverschärfung entgegenzuwirken, sollten entsprechende 
Rückhaltemaßnahmen vorgesehen werden. Hierzu eignen sich neben den 
Regenwasserzisternen auch ökologisch gestaltete Rückhalteteiche. Der dazu notwendige 
Flächenbedarf ist im Bebauungsplan zu berücksichtigen. Auch auf Privatgrundstücken 
müssen die notwendigen Rückhalte- und Sickerflächen vorgesehen werden. 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Von Süden ankommendes Hangwasser wird durch einen 
Entwässerungsgraben abgefangen und über das Sohlgefälle zu den 
neu angelegten Regenrückhaltebecken geleitet. Ein zusätzlicher Wall 
dient als weiterer Schutz vor Hangwasser für die angrenzende 
Bebauung.  

Um einer Abflussverschärfung entgegenzuwirken, wurde in der 
Planzeichnung bereits ein ausreichendes Rückhaltevolumen in Form 
zweier Regenrückhaltebecken im nördlichen Geltungsbereich 
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Zur Klärung der Behandlungsbedürftigkeit des Niederschlagswassers, also der 
Feststellung, ob verschmutztes oder unverschmutztes Niederschlagswasser vorliegt, 
empfehlen wir die Anwendung des Merkblattes DWA-M 153 ĂHandlungsempfehlungen 
zum Umgang mit Regenwasserñ der Deutschen Vereinigung f¿r Wasserwirtschaft, 
Abwasser und Abfall (DWA). 

Für die Versickerung von Niederschlagswasser wird auf das Arbeitsblatt DWA-A138 
hingewiesen (ĂPlanung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 
Niederschlagswasserñ). 

Für die Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer ist eine quantitative 
Beurteilung nach LfU Merkblatt 4.4/22 erforderlich. Sofern diese ergibt, dass vor 
Einleitung eine Drosselung erforderlich ist, sind die dazu erforderlichen Rückhalteflächen 
im Bebauungsplan festzusetzen. 

vorgesehen. Aufgrund der planzeichnerischen Darstellung ist der 
hierfür notwendige Flächenbedarf also im Bebauungsplan 
berücksichtigt. Eine entsprechende hydraulische Dimensionierung wird 
im Zuge der weiterführenden Planung durchgeführt. Für 
Privatgrundstücke sind Zisternen vorgesehen (siehe einleitend zu 
Punkt 2.2.3). 

 

Ein Hinweis auf die Anwendung der Merkblätter DWA-M 153 und DWA-
A138 ist in der Satzung unter Punkt D 5 bereits enthalten. 

 
 
 
 
 
 
Erforderliche Rückhaltefläche für Niederschlagswasser sind durch die 
zwei planzeichnerisch dargestellten Regenrückhaltebecken im 
Bebauungsplan festgesetzt. 

 

Beschluss 
Die Stellungnahmen/Anregungen des Wasserwirtschaftsamt 
Donauwörth vom 05.02.2021 werden zur Kenntnis genommen und ggf. 
in den Festsetzungen, wie protokolliert mit aufgenommen. 
Abstimmungsergebnis: 17 : 0 

 

Umgang mit Wasser aus dem Außeneizugsgebiet: 

Niederschlagswasser aus Außeneizugsgebieten soll über einen Wall von der Bebauung 
ferngehalten und über einen Rückhalteteich gedrosselt eingeleitet werden. Ein 
schlüssiges Konzept ist aus den vorliegenden Unterlagen nicht ersichtlich. Es ist als 
Nachweis einer ordnungsgemäßen Erschließung notwendig und daher nachzureichen. 

Beschluss 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Von Süden ankommendes Hangwasser wird durch einen 
Entwässerungsgraben abgefangen und über das Sohlgefälle zu den 
neu angelegten Regenrückhaltebecken geleitet. Ab einem bestimmten 
Wasserspiegel im Becken, wird das Wasser über eine Sohlschwelle 
gedrosselt in einen Graben geleitet. Dieser Graben mündet im 
Dorfbach. Ein zusätzlicher Wall dient als weiterer Schutz vor 
Hangwasser für die angrenzende Bebauung.  
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Das endgültige Systeme der Regenrückhaltung wird durch das 
Ingenieurbüro Heinhaus hydraulisch geprüft und entsprechend 
dimensioniert. 

Zur Sicherstellung einer dauerhaften Leistungsfähigkeit des Grabens, 
ist dieser besonders vor regenreichen Monaten bzw. vor der 
Schneeschmelze zu warten.  

Um das vom Baugebiet nördlich und tiefer gelegene Gebiet vor 
Sickerwassereintrag zu schützen, werden die Regenrückhaltebecken 
nicht mit sickerfähigen Böden hergestellt. Stattdessen sollen die 
Becken in einer befestigten Bauweise (bspw. Mit Lehmschlag oder 
Auspflasterung) hergestellt werden. 

Im Zuge der weiterführenden Planung wird die Planung mit dem WWA 
Donauwörth im Detail abgestimmt. 

Etwaige Konflikte mit Niederschlagswasser aus den 
Außeneinzugsgebieten können mit diesen Maßgaben hinreichend 
sicher bewältigt werden. 

Abstimmungsergebnis: 17 : 0 

Verschmutztes Niederschlagswasser 

Verschmutztes Niederschlagswasser ist aus Gründen des Gewässerschutzes zu 
sammeln und schadlos durch Ableiten in die Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisation zu 
beseitigen (dies gilt auch für Bereiche, die im Trennsystem entwässert werden). 

Insbesondere trifft dies zu für Niederschlagswasser: 

- bei Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird bzw. 
auf denen ein solcher Umgang nicht auszuschließen ist oder auf denen sonstige 
gewässerschädliche Nutzungen stattfinden. 

- bei Dachflächen mit stärkerer Verschmutzung (z. B. bei starker 
Luftverschmutzung durch Industriebetriebe o. Ä.). Wir empfehlen, hierzu die Abt. 
Umweltschutz des Landratsamtes zu hören. 

Beschluss 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Baugebiet, das 
als Allgemeines Wohngebiet festgesetzt wird, ist mit keiner relevanten 
Verschmutzung des Niederschlagswassers zu rechnen. 
 
Aussagen zum Umgang mit verschmutztem Niederschlagswasser sind 
in den textlichen Festsetzungen unter Punkt D 5 bereits enthalten, 
ebenso wie entsprechende Hinweise auf einschlägige 
Vorschriften/Richtlinien. Gemäß Abwägung zum Punkt 2.2.3 werden 
diese Formulierungen zu verbindlichen Festsetzungen erklärt. 
 
Verschmutztes Niederschlagswasser auf den Verkehrsflächen wird 
über vorgeschaltete Nassschlammabscheider sowie Absetzschächte 
gereinigt. Erst dann wird das Niederschlagswasser in den naturnahen 
Graben geleitet. 
Da es sich bei dem neuen Baugebiet um ein Wohngebiet handelt, ist 
von Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen 
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wird, nicht auszugehen. 
Da es sich bei dem neuen Baugebiet um ein Wohngebiet handelt, ist 
hier ebenso von keiner starken Luftverschmutzung auszugehen. 

Ein Konflikt kann insoweit hinreichend sicher ausgeschlossen werden. 

 

Vorschlag zur Änderung des Plans: 

Festsetzung der Flächen, die für die Versickerung, Ableitung bzw. Retention von 
Niederschlagswasser erforderlich sind (entsprechend der Erschließungskonzeption). 

Vorschlag für Festsetzungen 

ĂBei Stellplªtzen, Zufahrten und Zugªngen sind f¿r die Oberflªchenbefestigung und deren 
Tragschichten nur Materialien mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 zu 
verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil, wasser- und luftdurchlässige 
Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene Decke.ñ 

ĂFlachdächer (0 Grad-15 Grad) sind mindestens mit einem Anteil von 60% der Dachflächen - 
ausgenommen Flächen für technische Dachaufbauten - bei einer Substratschicht von 
mindestens 8 cm mit Gräsern und Wildkräutern zu bepflanzen und so zu unterhalten. 
Ausnahmen f¿r Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie kºnnen zugelassen werden.ñ 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Bebauungsplan enthält 
bereits Festsetzungen zur wasserdurchlässigen Ausführung von Stellplätzen 
gemacht (textliche Festsetzungen Punkt C 4). 
 
Der Bebauungsplan enthält bereits den Entwässerungsgraben sowie die 
allgemeine Lage der Regenrückhaltebecken. Eine exakte Ausarbeitung und 
hydraulische Dimensionierung erfolgt im Zuge der Entwurfsplanung durch das 
Ingenieurbüro Heinhaus. Die Ausarbeitung erfolgt in enger Abstimmung mit 
dem Wasserwirtschaftsamt Donauwörth.  
 
Die Gestaltung der Dächer soll den Bauherren im Rahmen der bereits 
gemachten Vorgaben weitgehend freigestellt bleiben, sodass keine detaillierten 
Vorgaben für eine Dachbegrünung gemacht werden sollen. 

Sofern die Versickerungsfähigkeit gegeben ist: 

ĂDas auf privaten, befestigten Flächen anfallende geringverschmutzte Niederschlagswasser 
darf nicht der öffentlichen Kanalisation zugeleitet werden. Dies gilt auch für Überläufe von 
Anlagen zur Regenwassernutzung (bspw. Zisternen) und für sonstige nicht schädlich 
verunreinigte Tag-, Stau-, Quellwässer sowie Drän- und Sickerwasser jeder Art.ñ 

ĂGering verschmutztes Niederschlagswasser von privaten, befestigten Flªchen muss auf 
den Baugrundstücken ordnungsgemäß versickert werden. Die Versickerung soll 
vorzugsweise breitflächig und über eine mindestens 30 cm mächtige bewachsene 
Oberbodenzone erfolgen.ñ 

ĂUnterirdische Versickerungsanlagen, z. B. Rigolen, sind ohne geeignete Vorreinigung nicht 
zulässig. Sickerschächte sind unzulässig/vorab grundsätzlich technisch zu begründen. 
Notwendige Versickerungs- und Retentionsräume oder Vorbehandlungsanlagen sind auf den 
privaten Grundst¿cken vorzuhalten.ñ 

ĂDie gekennzeichneten Flªchen und Geländemulden sind für die Sammlung und natürliche 
Versickerung von Niederschlagswasser freizuhalten. Es darf nur eine Nutzung als 
Gr¿nflªche erfolgen.ñ 

Gemäß geotechnischem Bericht ist eine Versickerung im Baugebiet nicht 
möglich (siehe vorstehender Punkt). 
Die genannten Hinweise sollen daher nicht aufgenommen werden. 
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ĂIn Bereichen mit Versickerung des Niederschlagswassers sind ïsofern Metalldächer zum 
Einsatz kommen sollen- nur Kupfer- und Zinkbleche mit geeigneter Beschichtung oder 
andere 

Versickerungsfähigkeit nicht oder eingeschränkt gegeben: 

Niederschlagswasser von Straßen 

ĂDas von den PlanstraÇenanfallende Niederschlagswasser ist in den anzulegenden Mulden 
der straÇenbegleitenden Gr¿nstreifen zu versickern.ñ 

Rückstausicherung: 

ĂBei der Erstellung der Wohnbebauung und der Grundstücksgestaltung (Zugänge, 
Lichtschächte, Einfahrten etc.) ist die Rückstauebene zu beachten. Unter der Rückstauebene 
liegende Räume und Entwässerungseinrichtungen (auch Dränanlagen, sofern zulässig) 
müssen gegen Rückstau aus der Kanalisation gesichert werden.ñ 

Das anfallende Niederschlagswasser auf den privaten und öffentlichen Flächen 
wird an kein bestehendes Regenwasserkanalnetz angeschlossen. 

Das Oberflächenwasser auf den neuen Verkehrsflächen wird über 
vorgeschaltete Nassschlammbehälter sowie Absetzschächte gereinigt und über 
ein Kanalsystem gesammelt und in ein neu errichtetes System bestehend aus 
Regenrückhaltebecken (Nord-Westlich vom Baugebiet) geleitet. Von dort wird 
das Wasser gedrosselt über einen Überlauf in einen Graben und anschließend 
in den Dorfbach eingeleitet. Gegebenenfalls ist eine Ertüchtigung des 
Dorfbachs bzw. eine Aufweitung des Dorfbachs notwendig. Eine geeignete 
Aufweitungsfläche muss in Abstimmung mit dem Markt Biberbach abgestimmt 
werden. 
 
Das anfallende Regenwasser auf den Privatflächen wird in 
Regenwasserzisternen zwischengespeichert und anschließend in den neuen 
Regenwasserkanal geleitet.  
 
Im Zuge der weiterführenden Planung wird die Planung mit dem WWA 
Donauwörth im Detail abgestimmt. 
 
Ein etwaiger Konflikt kann insoweit hinreichend sicher bewältigt werden. 
 
Abstimmungsergebnis:  17 : 0 
 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

ĂAnlagen zur Ableitung von Niederschlagswasser sind so zu unterhalten, dass der 
Wasserabfluss dauerhaft gewährleistet ist. Die Flächen sind von Abflusshindernissen 
frei zu halten. Überbauen oder Verfüllen, Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung von 
Gegenständen, welche den Zu- und Abfluss behindern oder fortgeschwemmt werden 
können, sind unzulässig. Für die Versickerung vorgesehene Flächen sind vor 
Verdichtung zu schützen. Deshalb sind die Ablagerung von Baumaterialien, 
Bodenaushub oder das Befahren dieser Flächen bereits während der Bauzeit nicht 
zulªssig.ñ 

ĂGrundsªtzlich ist f¿r eine gezielte Versickerung von gesammeltem 
Niederschlagswasser oder eine Einleitung in oberirdische Gewässer 
(Gewässerbenutzungen) eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die 
Kreisverwaltungsbehörde erforderlich. Hierauf kann verzichtet werden, wenn bei 

Beschluss 
 
Die ersten beiden Absätze (mit Ausnahme der Sätze 4 und 5 des Absatzes 
1, da eine Versickerung nicht möglich ist) werden in die textlichen 
Festsetzungen mit aufgenommen. Gemäß Abwägung zum Punkt 2.2.3 
werden diese Formulierungen zu verbindlichen Festsetzungen erklärt und 
finden sich nun unter Punkt B 10 der textlichen Festsetzungen. 
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Einleitungen in oberirdische Gewässer die Voraussetzungen des Gemeingebrauchs 
nach § 25 WHG in Verbindung mit Art. 18 Abs. 1 Nr. 2 BayWG mit TRENOG (Technische 
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in 
oberirdische Gewässer) und bei Einleitung in das Grundwasser (Versickerung) die 
Voraussetzungen der erlaubnisfreien Benutzung im Sinne der NWFreiV 
(Niederschlagswasserfreistellungsverordnung) mit TRENGW (Technische Regeln für 
das zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das 
Grundwasser) erf¿llt sind.ñ 

ĂHinweise zur Bemessung und Gestaltung von erforderlichen Behandlungsanlagen f¿r 
verschmutztes Niederschlagswasser von Straßen sind den einschlägigen Technischen 
Regeln zu entnehmen.ñ 

ĂAnlagen und Entwªsserungseinrichtungen zur Ableitung von Drªnwasser 
(Dränanlagen) sind wasserrechtlich zu behandeln und im Entwässerungsplan in Lage 
und Dimension zu kennzeichnen.ñ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da diese Formulierung zu unbestimmt ist, soll auf eine Aufnahme in die 
Hinweise der textlichen Festsetzungen verzichtet werden. 
 
 
Nachdem dieser Hinweis die Erschließungsplanung betrifft, soll keine 
Aufnahme in die Bebauungsplanunterlagen erfolgen. 
 

2.3 Oberirdische Gewässer 

2.3.1 Unterhaltung 

Innerhalb des Plangebietes verläuft kein Gewässer. 

2.3.2 Hochwasser 

Dem Wasserwirtschaftsamt Donauwörth liegt ein Hochwasserschutz- und 
Rückhaltekonzept des Ortsteils Markt vom 29.08.2011 (Ingenieurbüro Steinbacher 
Consult) vor. Demnach liegt der Planungsbereich außerhalb von bei Hochwasser 
(HQ100) betroffenen Bereichen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

2.3.3 Oberflächenwasser und wild abfließendes Wasser 

Infolge von Starkregenereignissen kann es auch fernab von Gewässern zu Überflutungen 
kommen. 

Die Vorsorge gegen derartige Ereignisse beginnt auf Ebene der Bauleitplanung. Aufgrund 
der vorhandenen Geländeneigung halten wir es für erforderlich, die topographischen und 
hydrologischen Verhältnisse (Wasserscheiden, Außeneinzugsgebiete, Hanglagen, 
Mulden, bevorzugte Fließwege, flächenhafter Wasserabfluss etc.) zu erheben und eine 
Gefährdungs- und Fließweganalyse sowie eine Risikobeurteilung durchzuführen, bevor 
das Bebauungsplanverfahren fortgesetzt wird. (Merkblatt DWA-M 119 
ĂRisikomanagement in der kommunalen ¦berflutungsvorsorge ï Analyse von 

 

Von Süden ankommendes Hangwasser wird durch einen 
Entwässerungsgraben abgefangen und über das Sohlgefälle zu den 
neu angelegten Regenrückhaltebecken geleitet. Ab einem bestimmten 
Wasserspiegel im Becken, wird das Wasser über eine Sohlschwelle 
gedrosselt in einen Graben geleitet. Dieser Graben mündet im 
Dorfbach. Ein zusätzlicher Wall dient als weiterer Schutz vor 
Hangwasser für die angrenzende Bebauung.  

Das genaue Systeme der Regenrückhaltung wird durch das 
Ingenieurbüro Heinhaus hydraulisch geprüft und entsprechend 
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Überflutungsgefährdungen und Schadenspotenzialen zur Bewertung von 
¦berflutungsrisikenñ und DWA-Themenheft T1/2013 ĂStarkregen und urbane Sturzfluten - 
Praxisleitfaden zur ¦berflutungsvorsorgeñ) Die Ergebnisse sind im Plan zu 
berücksichtigen. 

Außengebietswasser sollte auch in der regulären Entwässerungsplanung grundsätzlich 
nicht in die Bebauung geleitet werden (z.B. Anlegen von Abfang- und Ableitungsgräben; 
Anlage von Gehölzstreifen oder Erosionsmulden in der landwirtschaftlichen Fläche 
oberhalb der Bebauung). 

Die Gemeinde, sollte weitere Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 16 Buchst. c und d 
BauGB treffen, um die Schäden durch Überflutungen infolge von Starkregen zu 
minimieren. Die Anwendung der gemeinsamen Arbeitshilfe ĂHochwasser- und 
Starkregenrisiken in der Bauleitplanungñ von StMB und StMUV wird dringend empfohlen. 

Insofern Objektschutzmaßnahmen vorgesehen werden, dürfen diese das anfallende 
Niederschlagswasser nicht auf andere Grundstücke ableiten. 

dimensioniert. 

Zur Sicherstellung einer dauerhaften Leistungsfähigkeit des Grabens, 
ist dieser besonders vor regenreichen Monaten bzw. vor der 
Schneeschmelze zu warten.  

Um das vom Baugebiet nördlich und tiefer gelegene Gebiet vor 
Sickerwassereintrag zu schützen, werden die Regenrückhaltebecken 
nicht mit sickerfähigen Böden hergestellt. Stattdessen sollen die 
Becken in einer befestigten Bauweise (bspw. Mit Lehmschlag oder 
Auspflasterung) hergestellt werden. 

Im Zuge der weiterführenden Planung wird die Planung mit dem WWA 
Donauwörth im Detail abgestimmt. 

Ein etwaiger Konflikt kann mit diesen Maßgaben hinreichend sicher 
bewältigt werden. 

Vorschlag für Festsetzungen 

ĂDie gekennzeichneten Flªchen und Abflussmulden sind aus Gr¿nden der 
Hochwasservorsorge freizuhalten. Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung von 
Gegenständen, welche den Abfluss behindern oder fortgeschwemmt werden können, 
sind verboten.ñ 
 
 
 
 

ĂDie RohfuÇbodenoberkante des Erdgeschosses der Gebªude wird mindestens 25 cm 
¿ber Fahrbahnoberkante/ ¿ber Gelªnde festgesetzt.ñ (Hinweis: Dazu sollte die Gemeinde 
möglichst Kote(n) im Plan und Bezugshöhen angeben. Der konkreten Straßen- und 
Entwässerungsplanung ist hierbei Gewicht beizumessen). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die textlichen Festsetzungen werden unter dem neu eingefügten Punkt B 
10 wie folgt ergänzt: 
ĂDie gekennzeichneten Flächen zur Rückhaltung von Niederschlags- und 
Oberflächenwasser (Regenrückhaltebecken) sowie Anlagen zur Ableitung 
von Niederschlagswasser sind aus Gründen der Hochwasservorsorge 
freizuhalten und so zu unterhalten, dass der Wasserabfluss dauerhaft 
gewährleistet ist. Anpflanzungen, Zäune sowie die Lagerung von 
Gegenständen, welche den Zu- und Abfluss behindern oder 
fortgeschwemmt werden können, sind verboten.ñ 

 
Die Höhenlage der Gebäude wird in den textlichen Festsetzungen unter 
Punkt B 3.4 wie folgt überarbeitet: 

ĂDie Oberkante der ErschlieÇungsstraÇe darf nicht hºher als 1m ¿ber dem 
bestehenden Gelände liegen. 

Die Oberkante des EG-RFB (Erdgeschoss-Rohfußboden) ist der untere 
Bezugspunkt und darf  

bei den Grundstücken/Parzellen 10 bis 19 (siehe Planzeichnung, nördlich 
von Straße A): 
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ĂTiefgaragenzufahrten sind konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen auf 
der StraÇe oberflªchlich abflieÇendes Wasser nicht eindringen kann.ñ 

ĂZum Schutz vor eindringendem Abwasser aus der Kanalisation in tiefliegende Rªume 
sind geeignete Schutzvorkehrungen vorzusehen, z.B. Hebeanlagen oder 
Rückschlagklappen.ñ 

ĂGebªude, die aufgrund der Hanglage ins Gelªnde einschneiden, sind bis 25 cm ¿ber 
Gelände konstruktiv so zu gestalten, dass infolge von Starkregen oberflächlich 
abflieÇendes Wasser nicht eindringen kann.ñ 

ĂIn Wohngebªuden, die aufgrund der Hanglage ins Gelände einschneiden, müssen 
Fluchtmºglichkeiten in hºhere Stockwerke bzw. Bereiche vorhanden sein.ñ 

¶ maximal 30cm über Oberkante Straßenbegrenzungslinie 
(Grundstücksgrenze von öffentlich zu privat) liegen, gemessen an der 
straßenseitigen Gebäudemitte und einem Abstand von maximal 5 m 
zwischen Straßenbegrenzungslinie und Gebäude; bei einem größeren 
Abstand als 5 m ist der EG-RFB an der straßenseitigen Gebäudemitte 
je zusätzlich angefangenem Abstandsmeter um 10 cm tiefer 
anzuordnen. 

¶ die Gebäude müssen in der Höhe so situiert werden, dass das 
Untergeschoss nicht zum Vollgeschoss wird. 

bei den Grundstücken/Parzellen 01 bis 09 und 20 bis 34 (siehe 
Planzeichnung): 

¶ am höchsten bestehenden Geländepunkt am Gebäude nicht mehr als 
30cm ¿ber dem bestehenden Gelªnde liegen (siehe Planzeichnung)ñ 

 

Mit den Festsetzungen für die Höhenlage der baulichen Anlagen wird der 
Stellungnahme bereits Rechnung getragen. 
 
Die konkrete Ausgestaltung und Situierung erfolgt individuell erst im Zuge 
der jeweiligen Gebäudeplanungen, sodass hierzu keine Festsetzung 
aufgenommen werden soll. Generelle Hinweise zu Vorkehrungen an 
baulichen Anlagen in Bezug auf Starkregenereignisse sind jedoch in den 
textlichen Festsetzungen unter Punkt D5 bereits enthalten. Im Übrigen 
kann sich jeder Bauherr architektonisch selbst schützen und kann das LRA 
als zuständige Baugenehmigungsbehörde entsprechende Auflagen in die 
Baugenehmigungen aufnehmen. Der Konflikt kann hinreichend sicher auf 
der Ebene der Baugenehmigung bewältigt werden. 
 
Dies gilt ebenso für Fluchtmöglichkeiten in öffentlichen Gebäuden. 
 

Vorschlag für Hinweise zum Plan: 

ĂSchutz vor ¦berflutungen infolge von Starkregen: 

Infolge von Starkregenereignissen können im Bereich des Bebauungsplans 
Überflutungen auftreten. Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche 
Vorsorgemaßnahmen zu treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Entsprechende Hinweise 
werden in die textlichen Festsetzungen unter Punkt D 5 übernommen. 
 
Zum Schutz des Baugebietes und zur Ableitung von anfallendem 
Niederschlagwasser (auch bei Starkregen) ist dem Baugebiet ein Erdwall 
mit Graben vorgelagert, der das anfallende Wasser nach Norden in die in 
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Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine Sockelhöhe von mind. 
25 cm über der Fahrbahnoberkante wird empfohlen. Kellerfenster sowie 
Kellereingangstüren sollten wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor 
Lichtschächten, ausgeführt werden. 

ĂDer Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen.ñ 

der Planzeichnung dargestellten Regenrückhaltebecken leitet. 

 

Abstimmungsergebnis: 17 : 0 

3 Zusammenfassung 

Zu dem Entwurf des Bauleitplanes bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine 
Bedenken, wenn unsere Hinweise beachtet werden. 

Beschluss 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Abstimmungsergebnis: 17 : 0 
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5 LEW Verteilnetz GmbH vom 05.02.2021 

 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

Am nördlichen Rande des Bebauungsplan verläuft unsere 20-kV-Freileitung mit der 
Bezeichnung ĂW1ñ. Der Schutzbereich betrªgt 9,0 m beiderseits der Leitungsmittelachse 
(Gesamtbreite 18,0 m) und ist von einer Bebauung sowie hochwachsender Bepflanzung 
freizuhalten. Unsere Anlage können Sie dem beigefügten MS-Plan entnehmen. Wir bitten 
darum, die Leitung einschließlich des beidseitigen Schutzbereiches in den 
Bebauungsplan aufzunehmen. 

Unter der Voraussetzung, dass die oben genannten Punkte berücksichtigt werden, 
bestehen unsererseits keine Einwände gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes "Am 
Steinbichl II" des Marktes Biberbach in der Fassung vom 06.10.2020. 

 

Beschluss 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

Die Leitung inkl. Schutzstreifen wird nachrichtlich in die Planzeichnung 
mit aufgenommen. Exemplarisch dargestellte Baumpflanzungs-
Standorte werden dementsprechend verschoben. 

Abstimmungsergebnis: 14 : 0 
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6 Regierung von Schwaben vom 05.02.2021 

 

 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

2.1 Ziele der Raumordnung, die eine Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 BauGB 
auslösen, sowie Grundsätze der Raumordnung als Vorgabe für die nachfolgende 
Abwägungsentscheidung: 

Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) 
LEP 3.1 Abs. 1 (G) Ausweisung von Bauflächen an einer nachhaltigen 
Siedlungsentwicklung ausrichten  
LEP 3.1 Abs. 2 (G) flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen anwenden 

 

 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

  

2.2 Stellungnahme aus Sicht der Landes- und Regionalplanung: 

Nach den uns vorliegenden Unterlagen beabsichtigt der Markt Biberbach, ein Wohngebiet 
im Umfang von ca. 4,27 ha am südlichen Siedlungsrand des Ortsteils Markt auszuweisen. 
Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan ist das Plangebiet als Wohnbaufläche 
dargestellt. 

Aus landesplanerischer Sicht ist Folgendes festzustellen: 

Die Bayerische Staatsregierung hat zur Verringerung des Flächenverbrauchs eine 
Flächensparoffensive eingeleitet. In diesem Rahmen ist die kommunale Bauleitplanung 
ein wichtiges Handlungsfeld. 

Für die Umsetzung der LEP-Festlegungen zur Flächenschonung bei der Ausweisung 
neuer Siedlungsflächen für Wohnen und Gewerbe hat das BayStMWi allen Gemeinden, 
Märkten und Städten in Bayern eine Auslegungshilfe (Stand: 07.01.2020) übermittelt. In 
dieser sind im Einzelnen die Punkte angeführt, die die Landesplanung bei der Beurteilung 
des Bauleitplanes zugrunde zu legen hat. Sie ergeben sich aus den Ziffern II.1. bis II.4. 
der Auslegungshilfe. Von besonderer Bedeutung sind hierbei die Ermittlung der 
vorhandenen Flächenpotenziale in der planenden Kommune (Ziffer 11.2.) und die 
Angaben zum Bedarf an Siedlungsflächen (Ziffer II.3.). 

Die uns von der Marktgemeinde übermittelten Bauleitplanunterlagen tragen den in der 
Auslegungshilfe genannten Anforderungen nicht in allen Teilen Rechnung. 

 

Der Stellungnahme wird Rechnung getragen. Die Planbegründung wird 
ergänzt. 

In der Begründung (siehe A. 2.3 und 2.4) ist die Bedarfsermittlung 
gemäß Auslegungshilfe abgehandelt. So wurden die unter Punkt II 1. 
der Auslegungshilfe aufgeführten Strukturdaten (z.B. statistische 
Daten, Bevölkerungsvorausberechnung, Gebietskategorie nach LEP 
usw.) ermittelt und beschrieben. Es wurden die bestehenden 
Flächenpotenziale nach Punkt II 2. der Auslegungshilfe ermittelt. Es 
wurde weiterhin der Bedarf entsprechend II 3. der Auslegungshilfe 
dargelegt, wobei sich dieser Punkt auf die Daten von Punkt II 1. bezieht 
und dies in der Begründung des Bebauungsplanes so Berücksichtigung 
findet (Bedarf ergibt sich aus Bevölkerungszuwachs, welcher der 
Bevölkerungsvorausberechnung zu entnehmen ist; Einbeziehung 
weiterer Strukturdaten, wie Bevölkerungsprognose des Landkreises).  
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 Die Folgekosten nach Punkt II 4. der Auslegungshilfe sind ermittelt und 
bewertet worden. Eine Planerforderlichkeit fehlt nur dann, wenn der 
Umsetzung der Planung unüberwindbare finanzielle Schranken 
entgegenstehen. Dies ist nicht der Fall.  

Der Neubau/ Anbau der Kindertagesstätte wird im April 2021 fertig 
gestellt. Für die Erweiterung des Betreuungsangebotes im Bereich 
Kinderbetreuung laufen aktuell Gespräche mit einem privaten Investor 
(Seniorenheim, Kindertagesstätte) bzw. parallel Überlegungen zum 
Bau einer Außenstelle der Kindertagesstätte in einem Ortsteil. Die 
Schule wird auf Grund der stetig steigenden Kinderzahlen und der 
vorliegenden Prognosen derzeit Zug um Zug saniert. Es sind 
ausreichend Klassenräume vorhanden. Die Grundschule ist aktuell 
zweizügig; die Einführung eines dritten Zugs ist abhängig von den 
Schulanmeldungen möglich. Somit sind die Bedarfe, auch die neu 
hinzukommenden aus dem Baugebiet, für geraume Zeit gedeckt. 

Der Markt Biberbach ist im Übrigen frühzeitig im Rahmen eines 
Förderprogramms in Zusammenarbeit mit dem Amt für ländliche 
Entwicklung tätig geworden, um sein Ortszentrum zu stärken. So 
entsteht zur Versorgung der Bevölkerung ein Dorfladen (Edeka) auf 
einer aktivierten Innenbereichsfläche. In dem zweistöckigen Bau 
entstehen zudem Räumlichkeiten für den örtlichen Pflegedienst, der 
somit sein Engagement in Biberbach ebenfalls erweitern kann. 
Weitergehend entsteht aktuell ebenfalls auf einer aktivierten 
Innenbereichsfläche eine kommunales Begegnungszentrum 
(multifunktionales Gebäude für Kultur, Senioren, Kinder usw..).  

Der Markt Biberbach hat geordnete finanzielle Verhältnisse 
vorzuweisen. Die vorausschauende Planung über einen 
Finanzplanungszeitraum von 6-8 Jahren unter Einbeziehung 
verschiedener Fördermöglichkeiten (bis zu 80 v.H. Förderung) machen 
es auch für einen 3.500-Einwohner-Ort möglich größere Maßnahmen 
durchzuführen. 

Die Planbegründung wurde ergänzt. Der Stellungnahme ist damit 
Rechnung getragen. 
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Wir begründen dies wie folgt: 

-Angaben zum Bedarf 

Aus den vorliegenden Planunterlagen geht bislang nicht klar hervor, welcher Bedarf die 
geplante Neuausweisung auslöst. Die Darlegung zur Ermittlung des Bedarfs zeigt 
lediglich einen prognostizierten prozentualen Bevölkerungsanstieg. Eine nachvollziehbare 
Bedarfsermittlung mit Gegenüberstellung tatsächlich zu erwartender Bevölkerungszahlen 
mit weiteren in o.g. Auslegungshilfe genannten Planungsgrößen - wie etwa die 
durchschnittliche Haushaltsgröße oder die Raumansprüche der Bevölkerung - ist den 
Unterlagen nicht zu entnehmen. 

Wir bitten Sie, die geplanten Siedlungsflächen nach Maßgabe der o.g. LEP-Festlegungen 
in Verbindung mit den Anforderungen der Auslegungshilfe vom 07.01.2020 nochmals 
kritisch zu überprüfen und das Ergebnis samt Ihrer Erwägungen in der Begründung 
nachvollziehbar darzulegen. 

Vor dem Hintergrund der nicht unerheblichen Grundstücksgrößen in der 
verfahrensgegenständlichen Planung, weisen wir darauf hin, dass einer Neuversiegelung 
von Flächen auch durch die Anwendung flächensparender Siedlungs- und 
Erschließungsformen entgegengewirkt werden kann. 

Der Markt Biberbach hat auf der Grundlage der Auslegungshilfe 
ĂAnforderungen an die Pr¿fung des Bedarfs neuer Siedlungsflªchen f¿r 
Wohnen und Gewerbe im Rahmen der landesplanerischen 
¦berpr¿fungñ den Bedarf auf der Grundlage der Strukturdaten des 
Markts Biberbach einschließlich der landesplanerischen 
Gebietskategorie und der Einstufung im Zentrale Orte System, der 
Einwohnerzahl Biberbachs und der Einwohnerentwicklung der letzten 
10 Jahre, der Bevölkerungsvorausberechnung des Landesamts für 
Statistik und der durchschnittlichen Haushaltsgröße den Bedarf 
berechnet. 

Die in der Stellungnahme angesprochene Haushaltsgröße wurde 
bereits 2017 im Zuge der Fortschreibung des Flächennutzungsplanes 
ermittelt. Sie betrug seinerzeit 2,4. Gemäß den aktuellen Daten der 
ĂStatistik kommunal 2018ñ (herausgegeben 31.01.2019) ist bei einer 
Einwohnerzahl von 3.522 und einer Anzahl an Wohnungen von 1.538 
mittlerweile eine durchschnittliche Haushaltsgröße von 2,2 gegeben. 
Die Sozialraumanalyse für den Landkreis Augsburg mit Stand 
Dezember 2020 geht von einer durchschnittlichen Haushaltsgröße in 
Biberbach von 2,27 Personen aus.  

Der Markt Biberbach hat die innerörtlichen Flächenpotentiale, insb. 
unbebaute Flächen im Innenbereich und Leerstände, im Rahmen einer 
Leerstandsmanagements ermittelt. Die Grundstücke stehen jedoch 
weder in der Verfügungsgewalt des Markts noch sind diese am Markt 
verfügbar. 

Die vorliegende Planung trägt der Nachfrage insbesondere nach 
Einzelhäusern Rechnung. Nichtsdestotrotz sollen durch die 
ergänzende Zulässigkeit von Doppelhäusern in einem Teilbereich auch 
flächensparendere Siedlungsformen ermöglicht. 

Die Planbegründung ist mit den vorstehenden Punkten und weiteren 
Ausführungen entsprechend ergänzt werden. Die Anforderungen an die 
Auslegungshilfe werden abschließend unter Beachtung der o.g. 
Ergänzungen als hinreichend berücksichtigt angesehen. 
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Beschluss 
 

Der Markt Biberbach nimmt die Stellungnahme der Regierung von 
Schwaben vom 05.02.2021 zu den Grundsätzen der Raumordnung, 
Landes- und Regionalplanung zur Kenntnis und beschließt die 
Einarbeitung und Beantwortung wie vorgetragen. 
 

Abstimmungsergebnis: 12 : 2 
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7 Regionaler Planungsverband vom 05.02.2021 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

die Regierung von Schwaben hat zu o.g. Planungsvorhaben aus 

landes- und regionalplanerischer Sicht Stellung genommen. 

Dieser Stellungnahme (sh. Anlage) schließt sich der Regionale Planungsverband 
Augsburg voll inhaltlich an und bittet die darin enthaltenen Hinweise und Bemerkungen zu 
beachten. 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Auf die Abwägung 
zur Stellungnahme der Regierung von Schwaben (siehe lfd. Nr. 6)  wird 
verwiesen. 

 

-ohne Beschluss- 
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8 Amprion GmbH vom 08.01.2021 

 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

die Amprion GmbH mit Firmensitz in Dortmund ist einer von vier 
Übertragungsnetzbetreibern in Deutschland. Unser 11.000 Kilometer langes 
Höchstspannungsnetz transportiert Strom der Spannungsebenen 220-kV und 380-kV in 
einem Gebiet von Niedersachsen bis zu den Alpen.  

Als Übertragungsnetzbetreiber sind wir gesetzlich verpflichtet, ein sicheres, zuverlässiges 
und leistungsfähiges Übertragungsnetz zu betreiben. Durch unsere bestehenden 
Höchstspannungsleitungen werden Grundstücke Dritter in Anspruch genommen. Die 
Inanspruchnahme derartiger Grundstücke ist in der Regel durch Grundbucheintragungen 
(beschränkte persönliche Dienstbarkeiten oder Grunddienstbarkeiten) geregelt, deren 
Inhalte die Nutzungseinschränkungen des jeweiligen Grundstücks im Bereich eines 
technisch erforderlichen Leitungsschutzstreifens beschreiben.  

Mit einer rechtzeitigen, direkten Beteiligung an behördlichen Verfahren geben Sie 
unserem Unternehmen als TÖB die Möglichkeit, Kenntnis über das Verfahren zu erlangen 
und die Abgabe einer Stellungnahme über die durch unsere Leitungen bestehenden 
Nutzungseinschränkungen der am Verfahren beteiligten Grundstücke zu generieren. Wir 
bitten in diesem Zusammenhang um Nachsicht, dass wir aufgrund unseres Firmensitzes 
in Dortmund und bei der Größe unseres Übertragungsnetzes nicht sicherstellen können, 
dass wir über alle öffentlichen Bekanntmachungen der Städte und Gemeinden Kenntnis 
erlangen. 

Wir bitten Sie, sofern dies nicht bereits geschehen ist, unser Unternehmen in Ihren 
Verteiler der Träger öffentlicher Belange mit folgender Anschrift aufzunehmen:  

Amprion GmbH, Robert-Schuman-Straße 7, 44263 Dortmund, 
E-Mail: leitungsauskunft@amprion.net 

Alternativ ist eine Beteiligung über das Online-Auskunftsportal der BIL eG 
(https://portal.bil-leitungsauskunft.de/bil-request/bil-login/login/) möglich.  

Für Ihre freundliche Unterstützung bedanken wir uns im Voraus und freuen uns auf eine 
konstruktive Zusammenarbeit. 

 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Amprion GmbH 
wird auch bei der ergänzenden Trägerbeteiligung nach § 4a Abs. 3 
BauGB in die Beteiligung mit einbezogen   

 

-ohne Beschluss- 
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9 schwaben netz gmbH vom 08.01.2021 

10 Bayerischer Bauernverband vom 05.02.2021 

11 Verwaltungsgemeinschaft Wertingen vom 17.12.2020 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

in Beantwortung Ihrer E-Mail vom 11.12.2020 teilen wir Ihnen mit, dass im angegebenen 
Planungsbereich von uns weder Erdgasleitungen liegen, noch deren Verlegung in 
absehbarer Zeit geplant ist. 
Gegen den genannten Bebauungsplan erheben wir keine Einwände 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.     

-ohne Beschluss- 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

zu o.g. Planvorhaben teilen wir mit, dass aus landwirtschaftlicher Sicht keine Einwände 
oder Bedenken bestehen 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.     

-ohne Beschluss- 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

wir bedanken uns f¿r die Beteiligung an Ihrem Verfahren. 
Von Seiten der Verwaltungsgemeinschaft Wertingen bestehen gegen die Aufstellung des 
Bebauungsplanes keinerlei Bedenken oder Einwände. 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.     

-ohne Beschluss- 



Fortsetzungsblatt zur Niederschrift 
über die öffentliche Sitzung des Marktgemeinderates Biberbach am 11.05.2021 und 12.05.2021 

 

3. Bebauungsplan Nr. 23 ĂSteinbichl IIñ   
    a) Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und Einwendungen der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB, § 4 Abs. 1 BauGB) 

 

 Seite 33 von 58 

12 Gemeinde Gablingen vom 27.01.2021 

13 Gemeinde Langweid vom 01.02.2021 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

der Gemeinderat Gablingen hat sich in seiner öffentlichen Sitzung am 26.01.2021 mit den 
drei o.g. Bauleitplanungen der Marktgemeinde Biberbach befasst und beschlossen, keine 
Bedenken und Anregungen in den jeweiligen Verfahren zu erheben. 

Belange der Gemeinde Gablingen werden durch diese Bauleitplanungen nicht berührt. 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.     

-ohne Beschluss- 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

der Gemeinderat der Gemeinde Langweid a. Lech hat in seiner Sitzung vom 26.01.2021 
den Bebauungsplan Nr. 23 ĂSteinbichl II, Ortsteil Marktñ zur Kenntnis genommen. 

Einwendungen zur Planung werden nicht erhoben 

Der Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.     

-ohne Beschluss- 
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1 Private Stellungnahme 1, Schreiben vom 24.01.2021 35 
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1 Private Stellungnahme 1, Schreiben vom 24.01.2021 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

im Bezug auf die ausgelegten Bebauungsplªne, Nr. 27 ĂAlbertshofen Nordñ und Nr. 23 
ĂSteinbichel IIñ sei mir folgende Einwendung erlaubt.  

Der Markt Biberbach hat mit der Beschlussfassung vom 17.12.2019 ĂBeschluss zur 
Innenentwicklung vor Außenentwicklung des Markt Biberbachs" den Beschluss gefasst, 
vorrangig auf Möglichkeiten der Innenentwicklung zu setzen.  

Wie ist es zu vereinbaren, dass vom Markt Biberbach Ortsrandgebiete als Bauland 
ausgewiesen werden und innerorts Bauanträge für Wohnbauvorhaben ausschließlich vom 
Markt Biberbach abgelehnt werden?  

Ich bitte dies bei der Beschlussfassung zu berücksichtigen, bzw. zu bedenken. 

 

 

 

Beschluss 

Der Einwendung wird zur Kenntnis genommen. Der Markt Biberbach 
hat sich infolge der Stellungnahme und Einwendungen noch einmal 
eingehend mit den Möglichkeiten der Innenentwicklung 
auseinandergesetzt. Die Begründung des Bebauungsplans ist 
entsprechend ergänzt worden. 

Insbesondere wurden die verfügbaren Bauplätze und innerörtlichen 
Freiflächen im Ortsteil Markt überprüft. Im Geltungsbereich des 
Bebauungsplans Steinbichl sind alle Grundstücke verkauft und 
überwiegend bebaut, daher besteht in diesem Gebiet kein weiterer 
Zugriff auf Bauflächen. Auf 18 verfügbare Bauplätze kamen über 200 
Interessenten. 

Weitere innerörtliche Freiflächen kommen nicht in Frage da diese u.a. 
in Konflikt mit bestehenden landwirtschaftlichen Nutzungen stehen 
(Immissionsschutz), aufgrund der Gewässernähe ausscheiden oder 
eine gesicherte Erschließung nicht möglich ist (rückwärtige 
Grundstücksflächen) oder die Grundstücke nicht am Markt verfügbar 
sind. Der Markt Biberbach hat sich in Abwägung mit den privaten 
Eigentümerbelangen und Art. 14 Abs. 1 GG gegen eine zwangsweise 
Durchsetzung der Bebauung in Form von Baugeboten oder gar 
Enteignungen entschlossen. 

Abstimmungsergebnis: 12 : 2 
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2 Private Stellungnahme 2, Schreiben vom 28.01.2021 

 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

Bezugnehmend auf den Bebauungsplan Nr. 23 ĂSteinbichl II" mºchten wir die Mºglichkeit 
nutzen, nochmals auf die Änderung des Flächennutzungsplans im Ortsteil Markt 
einzugehen.  

Im Jahre 2017 wurde eine Bauvoranfrage von den Eigentümern der Flur-Nr. 66/1 -
Marianne Birzele­ und 66/2 -Peter Fries- bei der Gemeinde eingereicht. Eine Besichtigung 
dieser Grundstücke vor Ort mit dem damaligen Gemeinderat, Vertreter des 
Wasserwirtschaftsamtes und der Besitzer ergab, dass grundsätzlich keine Einwände 
bestünden. Es sollte ein Antrag von Seiten der Gemeinde an die zuständigen Stellen 
erfolgen, um weitere Schritte abzuklären. Dies ist nach unserer Recherche nicht erfolgt. 

Bei einer späteren Gemeinderatsitzung erfolgte durch eine Wortmeldung eines 
ehemaligen Gemeinderates jedoch eine Kehrtwendung und die Abstimmung war 
letztendlich 6:7 und somit abgelehnt. 

Als Besitzer des Grundstückes Flur-Nr. 66 ist es für uns nicht nachvollziehbar, wie eine 
Fläche in Ortsmitte, an der bereits Straße und Kanal vorbeiführen, aus der Bezeichnung 
ĂDorfgebiet" ohne erkennbaren Grund bzw. Notwendigkeit in einen ºkologisch, orts- und 
landschaftsgestalterischen wertvollen Talraum umgewandelt worden ist. 

Bezüglich Überschwemmungen können wir aus Überlieferung von unseren Eltern bzw. 
60jähriger eigener Erfahrung nur sagen, dass es in Markt bisher, selbst bei 
Extremniederschlägen, kein Hochwasser im gesamten Wiesenbereich gab. Außerdem 
sind die Gegebenheiten der Flur-Nr. 66, 66/1 und 66/2 nicht anders wie beim 
Nachbargrundstück Flur-Nr. 67 und 67 /1, auf dem vor ca. 15 Jahren eine Bebauung 
genehmigt wurde. 

Beschluss: 

Der Einwendung wird zur Kenntnis genommen. 

Die Fl.-Nrn. 66, 66/1 und 66/2 befinden sich nicht im Geltungsbereich 
des Bebauungsplanes ĂSteinbichl IIñ. Deshalb sind sie hier nicht 
Gegenstand des Verfahrens. Bezüglich einer möglichen Bebaubarkeit 
soll das Wasserwirtschaftsamt Donauwörth zu den Fl.-Nrn. 66, 66/1 
und 66/2 Stellung nehmen. 

 
Baurechtliche Entscheidungen, die ca. 15 Jahre getroffen wurden und 
aus einer Zeit datieren, da Extremwetterereignisse noch deutlich 
seltener waren, sind für das vorliegende Bauleitplanverfahren und die 
zutreffende Bestimmung des Planungsumgriffs nicht maßgebend.  
Es ist zudem Aufgabe des Marktes Biberbach, den Belangen des 
Hochwasserschutzes und der Hochwasservorsorge mit dem ihm 
zukommenden Gewicht in der Abwägung zu berücksichtigen (§ 1 Abs. 
6 Nr. 12 BauGB). Die hierzu benötigten Rückhalte- und 
Retentionsflächen wurden vom IB Steinbacher Consult im Rahmen 
eines Hochwasserschutz- und Rückhaltekonzeptes im Jahre 2011 
fachgutachterlich ermittelt und bewertet. Der Markt Biberbach schließt 
sich dieser Entscheidung an. 
Der Markt Biberbach hat sich in Abwägung mit den privaten 
Eigentümerbelangen und Art. 14 Abs. 1 GG gegen eine zwangsweise 
Durchsetzung der Bebauung in Form von Baugeboten oder gar 
Enteignungen entschlossen. 

Abstimmungsergebnis: 13 : 1 
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Ferner ist dem neuen Bebauungsplan zu entnehmen, dass im Kaltluftentstehungsgebiet 
nur ein geringer Anteil von klimatischen Aufheizungseffekten durch eine Bebauung 
entstehen würde.  

Hinsichtlich der Weiterentwicklung des Ortes/Ortsteils ist es durchaus wünschenswert, 
dass die Gemeinde Grunderwerb für Steinbichl II bzw. Weiterführung bis zum 
Steinbichlweg tätigte, um Neubaugebiete auszuweisen und somit jungen Familien das 
Bauen zu ermöglichen. Sollte die Mitbürgern bzw. deren Kinder, welche in ihren Heimatort 
oder Heimatort der Eltern zurückkehren möchten, zu ermöglichen? 

Beschluss 

Die Einwendung wird zurückgewiesen. Diese Aussage findet sich im 
Bebauungsplan Nr. 23 nicht. 

Abstimmungsergebnis: 13 : 1 

Selbst im neuen Flächennutzungsplan ist zu lesen, dass bei Bauleitplänen öffentliche und 
private Belange gerecht untereinander abgewogen werden sollten!  

Unsere Kinder Veronika Huck-Fries, Eva-Maria Fries, Lukas Fries, Hannes Fries und Kathrin 
Hofbaur möchten auf den nachfolgend genannten Flur-Nummern bauen.  

Daher stellen wir den Antrag, im Rahmen des Neubaugebietes Steinbichl II, auf Einbeziehung 
der Flur­Nr. 66 /66.1/66.2 zur Bebauung. 

Folgende Gründe sprechen aus unserer Sicht dafür: 

ü Große Nachfrage nach Bauland - daher sollten vorhandene Ressourcen genützt 

werden. 

ü Verdichtung innerorts - lt. Flächennutzungsplan soll eine Ortsrandbebauung nach 

Osten/Westen/Norden vermieden werden und für die Bewohner des Ortsteils 

entstünden keine Nachteile (im Vergleich zu Grünflächen in Städten). 

ü Beim Blick aus der Vogelperspektive auf unsere, und auch andere Gemeinden, kann 

man feststellen, dass eine Bebauung einseitig, oftmals auch auf beiden Seiten eines 

Bachverlaufs, getätigt wurde. 

ü Genehmigungen von Bebauungen in der Einheitsgemeinde zum jeweiligen Gewässer. 

Auch in anderen Gemeinden wurde dies ermöglicht z.B. Welden, Kühlental etc. 

ü Gleichstellung, da das angrenzende Grundstück Flur-Nr. 67 bereits bebaut ist. 

ü Gesicherte Erschließung - da Kanal und Straße bereits vorhanden. 

ü Möglichkeiten für Schaffung von Regenrückhalteflächen südlich des Bachverlaufs für 

zukünftige Erweiterung des Baugebietes Steinbichl III. 

Beschluss 

Die Einwendung wird zurückgewiesen. Der Bebauungsplanentwurf  
Nr. 23 stellt das Ergebnis der gerechten Abwägung aller für- und 
widerstreitenden privaten und öffentlichen Belange dar. Es ist Wesen 
der Abwägung, dass einzelne Belange im Rahmen der Abwägung 
gegenüber stärkeren Belangen im Einzelfall auch einmal zurücktreten 
müssen. 

Abstimmungsergebnis: 12: 2 
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3 Private Stellungnahme 3, Schreiben vom 03.02.2021 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

seit dem 28.12.2020 liegt der Bebauungsplan Nr. 23 ĂSteinbichl IIñ zur Beteiligung der ¥ffentlichkeit 
gern. §3 Abs. 2 BauGB aus. Gegen diesen Bebauungsplan möchten wir folgende Einwände 
vorbringen: 

1. überproportionales Wachstum im Ortsteil Markt 

Im Flächennutzungsplan des Marktes Biberbach vom 19.09.2017 wird auf Seite 63 unter § 4.6. 
Stªdtebauliche Leitbilder und Ziele eine ĂSensible, bedarfsgerechte und dar/vertrªgliche 
Entwicklung der Ortsteile" festgeschrieben.  

Mit der Ausweisung des neuen Baugebiets (Bebauungsplan ĂSteinbichl IIñ) mit 34 Bauplªtzen, 
davon mehrere Doppelhäuser und Mehrparteienhäuser erfährt der Ortsteil Markt mit derzeit ca. 
420 Einwohnern und ca. 150 Wohngebäuden in naher Zukunft einen Zuwachs von weiteren 
geschätzt 160 Einwohnen. Das bedeutet ein Wachstum von rund 40% in kürzester Zeit.  

Das ist nicht sensibel, nicht bedarfsgerecht und keinesfalls dorfverträglich!  

Im Juli 2016 haben sich über 100 Markter Bürger mit ihrer Unterschrift gegen einen derart massiven 
Zuwachs an Wohnbaufläche an so exponierter Lage in dem kleinen Dorf Markt ausgesprochen. Die 
Bedenken vieler Markter Bürger blieben seitens der Marktgemeindeleitung völlig unbeachtet!  

GR`in Quis stellte den Antrag, auf Einplanung von zwei Mehrparteienhäusern, 
abweichend zum bereits vom Gemeinderat im Oktober erarbeiteten Entwurf.. 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt dem Antrag auf Einplanung von 2 Mehrparteienhäusern 
zu. 
Abstimmungsergebnis: 9 : 6 
 
Beschluss  
Gemäß des vorangegangenen Beschlusses werden im Bebauungsplangebiet 
Einzelhäuser und in Teilbereichen zusätzlich auch Doppelhäuser und Ăzwei 
Mehrparteienhªuserñ zugelassen.  

Im Übrigen wird die Einwendung zurückgewiesen. Die Ermittlung des Bedarfs ist in 
der Begründung unter Punkt A 2.4 bereits dargelegt. Der Markt Biberbach hat sich 
aufgrund der Stellungnahme und Einwendungen noch einmal eingehend mit dem 
Bedarf befasst und die Begründung entsprechend ergänzt. Im Baugebiet Steinbichl 
I kamen ï wie die Einwendungsführer sich womöglich noch erinnern ï auf 18 
verfügbare Bauplätze über 200 Interessenten. 
Abstimmungsergebnis: 14 : 1 

Der Bauboom ist ungebrochen, die Gründe dafür sind vielfältig. Ackerfläche hingegen ist ein 
endliches Gut. Die Forderungen nach Flächensparen werden immer lauter. ĂDie Gemeinden haben 
als Trägerinnen der Planungshoheit die verantwortungsvolle Aufgabe, sparsam mit Grund und 
Boden umzugehenñ sagt Dr. Uwe Brand 1, Prªsident des Bayerischen Gemeindetages in der 
gemeinsamen Erklªrung der Partner des ĂB¿ndnisses zum Flªchensparen in Bayernñ. 

Im Ortsteil Markt sind aktuell: 

ü rund 20 Baugrundstücke unbebaut  
ü 5 Anwesen mit einer Fläche von ca. 12.500 m2 stehen seit Jahren leer und verfallen  
ü ca. 20 Anwesen werden von Marktern bewohnt, die teilweise deutlich älter als 70 Jahre 

sind und deren Kinder bereits anderweitig mit Wohneigentum versorgt sind. 

Beschluss 
Die Einwendung wird zurückgewiesen. 

Der Markt Biberbach stellt den öffentlichen Belang eines sparsamen Umgangs mit 
Grund und Boden ï ebenso wie bei der Ausweisung des Baugebiets Steinbichl I ï 
mit hohen Gewicht in die Abwägung ein. 

Die im Innenbereich verfügbare Leerstände wurden ermittelt und auf ihre 
Verfügbarkeit überprüft.  

Der Markt Biberbach hat sich in Abwägung mit den privaten Eigentümerbelangen 
und Art. 14 Abs. 1 GG gegen eine zwangsweise Durchsetzung der Bebauung in 
Form von Baugeboten oder gar Enteignungen entschlossen.  
 
Der Markt Biberbach wird sich über die weitere Innenentwicklung Gedanken 
machen. 
Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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Im Sinne einer nachhaltigen Dorfentwicklung gilt es vorrangig dieses 
Innenentwicklungspotential zu berücksichtigen, bevor weitere wertvolle Agrarflächen 
verloren gehen. Böden sind eine zentrale Lebens- und Wirtschaftsgrundlage, die auf der 
Basis des Leitbilds der Nachhaltigkeit auch künftigen Generationen erhalten bleiben 
muss.  

Wir beantragen deshalb, die dichte Bebauung im neuen Baugebiet ĂSteinbichl IIñ auf ein 
dorfverträgliches Maß zu reduzieren und eine abschnittsweise Bebauung vorzunehmen, 
damit auch in ein paar Jahren noch Bauplätze zur Verfügung stehen. 

Beschluss 
Die Bauleitplanung trägt dem hohen Bedarf an weiteren Bauplätzen im 
Markt Biberbach und insbesondere dem Ortsteil Markt Rechnung  

(§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB). 

Der Bebauungsplan Nr. 23 ist Ausfluss einer nachhaltigen 
Bauleitplanung. 

Abstimmungsergebnis: 14 : 1 

2. Gr¿nflªche Kinderspielplatz aus altem Bebauungsplan ĂSteinbichl" 

 

Auf Seite 12 des Bebauungsplans ĂSteinbichl II" wird die Flªchenstatistik aufgef¿hrt. 
Unseres Erachtens wird nicht ber¿cksichtigt, dass die Gr¿nflªche ĂKinderspielplatzñ mit 
1.745 m2 nicht neu entsteht sondern einfach aus dem Ăalten" Bebauungsplan 
ĂSteinbichlñ entnommen und im neuen Bebauungsplan ĂSteinbichl II" ¿berplant wird.  

Somit wird der Grünflächenanteil geschönt. Eine ehrliche Berechnung (ohne Grünfläche 
ĂKinderspielplatzñ aus dem alten Bebauungsplan ĂSteinbichl") w¿rde einen 
Grünflächenanteil von 8.130 m2 (19,8 %) statt 9.875 m2 (23,1 %) ergeben 

 

Beschluss 

Die Bauleitplanung trägt dem Gebot einer flächensparenden Bebauung 
Rechnung.  

Die Festsetzung der ºffentlichen Gr¿nflªche ĂKinderspielplatzñ setzt 
erstmals den Kinderspielplatz bauleitplanerisch fest. Im Bebauungsplan 
ĂSteinbichlñ ist diese Fläche lediglich als Wiesenfläche festgesetzt, was 
mit der tatsächlich vorhandenen Nutzung als Kinderspielplatz im 
Widerspruch steht. 

Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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HeiÇt: Ein und dieselbe Gr¿nflªche ĂKinderspielplatz" wird sowohl im Ăalten" Bebauungsplan 
ĂSteinbichl" sowie auch im neuen Bebauungsplan ĂSteinbichl II" f¿r die Berechnung der 
Grünflächenzahl herangezogen. Die wundersame Vermehrung von Grünfläche!  

Wir fordern deswegen: Im Hinblick auf eine Ăsensible, bedarfsgerechte und dorfvertrªgliche 
Entwicklung der Ortsteile" darf im neuen Baugebiet die öffentlichen Grünflächen nicht auf ein 
Minimum reduziert werden. Gerade Grünflächen sind wichtig für eine dörfliche Struktur 

Der Einwendung wird zur Kenntnis genommen.   

 

- Ohne Beschluss -  

 

3. Bebauung Bauplatz Nr. 10 mit Doppel-/Mehrfamilienhaus 

Bauplatz Nr. 10 sieht die Möglichkeit einer Bebauung mit einem Doppel- oder sogar 
Mehrfamilienhaus vor. Es sind 4 Garagen möglich, so dass die komplette Ostseite des 
Grundstücks bebaut werden kann.  

Das östlich davon und darunter liegende Grundstück FINr. 341/2 erfährt dadurch eine massive 
Beeinträchtigung. Zwischen den beiden Grundstücken liegt ein deutlicher Höhenunterschied, 
sodass nach einer so massiven Bebauung das Grundstück FINr. 341/2 am Nachmittag dauerhaft im 
Schatten liegt. Auch der nördlich und tiefer liegende Kinderspielplatz erfährt durch diese massive 
Bebauung gerade in den Herbst-/Wintermonaten eine deutliche Beschattung und Abwertung.  

Überhaupt wird diese mächtige Bebauung mit einem Doppel-/Mehrfamilienhaus an dieser so 
exponierten Lage zu einer neuen ĂLandmarke" werden. Im WA 2 wird pro vollendete 160 m2 
Grundstücksfläche maximal eine Wohneinheit festgesetzt; das bedeutet bei einer 
Grundstücksfläche von 1.000 m2 6(!) Wohneinheiten. Das ist an dieser exponierten Stelle für ein 
kleines Dorf sehr mächtig!  

Wir beantragen für den Bauplatz Nr. 10 eine gemäßigte Bebauung mit nur einem Einfamilienhaus 
und einen größeren Abstand zur östlichen Grundstücksgrenze. Evtl. sollten auch die Garagen 
anders platziert werden. 

 

Beschluss 
Der Einwendung wird insoweit Rechnung getragen als der Bebauungsplan ï 
wie im Planteil so schon vorgesehen ï ausdrücklich nur Einzelhäuser und auf 
Teilflächen auch Doppelhªuser zulªsst. Der Begriff ĂMehrparteienhausñ wird 
aus Textteil und Planbegründung gestrichen. 
 
Zwei Mehrparteienhäuser werden nach heutigem Beschluss auf einer noch 
festzulegenden Fläche zugelassen. 

Das Maß der baulichen Nutzung entspricht einem üblichen und im Landkreis 
gängigen Maß. Die Einwendung wird im Hinblick auf eine dauerhafte 
Verschattung des östlich der Parzelle 10 gelegenen Flurstücks 341/2 
zurückgewiesen. Das Baufeld (überbaubare Grundstücksfläche) weist einen 
Abstand von 10m zur Grundstücksgrenze des östlich angrenzenden 
Grundstücks auf (In der Planzeichnung ist ein 4m breiter Wirtschaftsweg mit 
jeweils beidseitig 3m breiten Grünflächen zwischen Parzelle 10 und Fl.-Nr. 
341/2 dargestellt. Erst dann schließt sich die Baugrenze der Parzelle 10 an). 
Die Abstandsflächen der Bayerische Bauordnung würde bei einer 
Gebäudebreite von < 16m einen Abstand von 3m bis zur Grundstücksgrenze 
ermöglichen. Die Baugrenze wahrt somit ein Mehrfaches des Abstands, der 
das Mindestmaß für eine hinreichende Belichtung, Belüftung und Besonnung 
festsetzt. 

In der Bauleitplanung gibt es keinen Anspruch auf ein 
Verschlechterungsverbot. Die freie Aussicht ist in der Regel kein 
schutzwürdiger Belang. 

Der bestehende Spielplatz wird durch die gepflanzten Bäume ebenso 
beschattet wie durch die geplante Bebauung. 

Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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4. ErschlieÇung ¿ber StraÇe ĂBurgblickñ (FlieÇender Verkehr) 

ü Die Engstelle am Abzweig Steinbichlweg - Burgblick führt bereits heute zu 
kritischen Situationen und Ausweichmanövern, wenn Müllfahrzeuge, Paketdienste, 
Transportfahrzeuge entgegenkommen oder lediglich zwei PKW's sich begegnen. 
Besonders eng wird es dann für Fußgänger, da keine Gehwege vorhanden sind. 

ü Weiterer Straßenverkehr, insbesondere Baustellenverkehr verschärft die Situation 
deutlich! 

ü Der Burgblick ist eng, enthält eine 90-Grad-Kurve mit Seitengefälle und ist 
teilweise steil. Das wurde seinerzeit bei der Planung in Kauf genommen. Deswegen 
wurde die Straße lediglich als schmale Stichstraße konzipiert. 

ü Fehlende Gehwege sind bereits heute problematisch und bedeuten ein 
Sicherheitsrisiko für Fußgänger (Schulkinder bei Dunkelheit und Glätte!) und 
Radfahrer. Auch sind viele kleinere Kinder unterwegs zum Spielplatz 

ü ĂIn Wohnwegen mit sehr geringer Verkehrsbelastung und offener Wohnbebauung 
kann sich die Anlage von gesonderten Gehwegen er¿brigenñ (EFA, 3.2.1). In 
WohnstraÇen kann auf separate Gehwege verzichtet werden, Ăwenn eine Belastung 
von 50 Kfz in der Spitzenstunde (500 Kfz/24h) nicht überschritten wird.ñ Aber auch 
dann sollten ĂmªÇige Fahrgeschwindigkeiten sichergestellt werdenñ (EFA, 3.1.2.3, vgl. 
3.1.1). 

ü ¦ber die StraÇe ĂBurgblickñ werden im Endausbau 18 Wohnhäuser 
verkehrstechnisch angebunden sein. Zusätzlich soll die Erweiterung ĂSteinbichl IIñ 
angeschlossen werden, was einen nicht unerheblichen Schleichverkehr durch das 
bestehende Baugebiet verursachen wird, da dies die kürzeste und schnellste 
Verbindung in Richtung Biberbach und B2 darstellt. Die Belastung wird dann 
deutlich über den Vorgaben der EFA liegen und ist nicht mehr zulässig. 

ü Eine Erschließung (als Bypass) über den Burgblick zusätzlich zur Zufahrt aus Westen 
über den Schwedenweg verteuert die Maßnahme, da im Burgblick zahlreiche weitere 
Umbaumaßnahmen erfolgen müssen, um die Verkehrssicherheit zu gewährleisten 

Aus diesen Gr¿nden halten wir die ErschlieÇung ¿ber die StraÇe ĂBurgblickñ als Bypass 
für unbegründet, teuer und im Hinblick auf die Verkehrssicherheit sogar gefährlich 
und fordern, auf den Bypass zu verzichten und den jetzigen Zustand beizubehalten. 

 

Beschluss 

Der Einwendung wird zurückgewiesen. 

Das geplante Baugebiet wird von Westen und von Osten erschlossen. 

Die Haupterschließung ist von Westen geplant. Die dargestellte Straße 
C stellt keine Haupterschließungsstraße dar, sondern soll lediglich eine 
Verbindung zwischen beiden Siedlungen Steinbichl I und Steinbichl II 
ermºglichen, damit keine voneinander getrennten ĂViertelñ geschaffen 
werden. Das Verkehrsgeschehen soll hier über eine entsprechende 
Vorfahrtsregelung geregelt werden. Unter diesen Voraussetzungen 
wird die Straßenbreite als ausreichend erachtet. 

Die Straßen im Plangebiet werden als verkehrsberuhigte Bereiche 
festgesetzt. In solchen Verkehrsberuhigten Bereichen 
(Verkehrszeichen 325.1 ĂSpielstraÇeñ ¿berwiegt die Aufenthaltsfunktion 
und hat der Fahrzeugverkehr nur eine untergeordnete Bedeutung. In 
der Regel fordert die StVO hier einen niveaugleichen Ausbau für die 
ganze Straßenbreite, also einen Verzicht auf einen Gehweg mit 
Hochbord, ein. Die Einhaltung der Verkehrsregeln liegt dabei in der 
Verantwortung eines jeden einzelnen Verkehrsteilnehmers und wird mit 
den Mitteln des Ordnungswidrigkeitenrechts geahndet. 

Der Markt Biberbach wird im Hinblick auf den Baustellenverkehr durch 
eine entsprechende Beschilderung dafür sorgen, dass der 
Baustellenverkehr über die Haupterschließungsstraße im Westen des 
Plangebietes geleitet wird. 

Die Straße Burgblick ist nach der gemeindlichen Verkehrswegeplanung 
nicht als Haupterschließungsstraße vorgesehen. Weitergehende 
Ausbaumaßnahmen sind nicht geplant. 

Abstimmungsergebnis: 15 :0 
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5. Erschließungsstraße zwischen FINr. 339/2 und FINr. 341/2 

Wir- und viele Nachbarn - haben uns vehement gegen diese Erschließungsstraße 
ausgesprochen. Die Nutzung als ungeteerter Fuß-/Feldweg war Bestandteil unseres 
Bebauungsplans und die Veränderung bedeutet für uns eine deutliche Verschlechterung 
und Entwertung unserer Wohnsituation. Das Baugebiet ĂSteinbichl" war als 
abgeschlossenes Quartier geplant und die Umnutzung ist erheblich. 

 
 

Wir gehen nicht davon aus, dass wir für die neu geplante Zufahrtsstraße auch noch 
Erschließungsbeiträge zu zahlen haben. Wir sehen hier ganz klar das Verursacherprinzip. 
Uns bringt diese Straße keinerlei Nutzen, nur Nachteile und Entwertung und wir lehnen 
sie ab. Sollten Sie anderer Meinung sein, werden wir gemeinsam mit unseren Nachbarn 
vehement gerichtlich dagegen vorgehen. 

(Anhang mit Unterschriftenliste von 108 Personen, die aus Gründen des Datenschutzes 
hier nicht wiedergegeben werden können. Der Anhang der Stellungnahme wurde den 
Gemeinderäten vollumfänglich zur Verfügung gestellt). 

Beschluss 

 

Der Einwendung wird zurückgewiesen. 

Ein Bebauungsplan gewährt keinen unveränderlichen Bestandsschutz. 
Eine perspektivische Entwicklung des Baugebiets Steinbichl II war im 
Bebauungsplan angelegt. 

Der Marktgemeinderat hat sich in seiner Sitzung vom 21.01.2020 mit 
einem Antrag auf Verlängerung des Wirtschaftsweges auf Fl.-Nr. 345 
und eine Verlängerung in nördlicher Richtung bis zur Schlossstraße 
befasst. Der Marktgemeinderat hat im Vergleich der beiden Varianten 
einer Doppelerschließung über den Wirtschaftsweges auf Fl.-Nr. 345 
im Westen zur Schloßstraße als Haupterschließungsstraße und über 
die Straßen Burgblick, Steinbichlweg und Sonnenstraße in Richtung 
Osten als zweite Erschließung den Vorzug gegeben. Der Verkehr 
verteilt sich in dieser Planvariante auf beide Erschließungsrichtungen. 
Eine Erschließung nur über die Schlossstraße würde im Vergleich 
hierzu zu einer einseitig starken Belastung der Einmündung des  
Wirtschaftsweges auf Fl.-Nr. 345 in die Schloßstraße führen. 

Das Interesse der Anwohner im Baugebiet Steinbichl I an der 
Aufrechterhaltung des status quo wird in der Abwägung vom Markt 
Biberbach berücksichtigt, steht aber im Ergebnis hinter den 
überwiegenden öffentlichen und privaten Belangen an der Ausweisung 
weiterer Bauflächen zurück. Es gibt in der Bauleitplanung bereits 
keinen Abwehranspruch dagegen, dass ein Baugebiet unter gerechter 
Abwägung aller privaten und öffentlichen Belange neu überplant wird. 
Erst recht gilt dies für die Ausweisung eines neuen Baugebiets im 
Anschluss an ein bestehendes.  

 

Abstimmungsergebnis:14 : 1 
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4 Stellungnahme 4, Schreiben vom 03.02.2021 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung habe ich zum o. a. Bebauungsplan folgende 
Anregungen und Einwände 

I. Anregungen 

1. Verkehrsführung und Tempobeschränkungen 

Die verkehrliche Anbindung des neu geplanten Baugebietes ist sowohl nach Westen und 
weiter nach Norden zur Schloßstraße hin vorgesehen, wie auch nach Osten in die 
bestehende StraÇe ĂBurgblick" und von dort in den Steinbichlweg bis zur SonnenstraÇe.  

Die StraÇe ĂBurgblick" ist bisher eine StichstraÇe, die allein zur Anbindung der wenigen 
Häuser allein dieser Straße dient. Die Straße ist stellenweise sehr steil, dazu eng und 
ohne jeden Fußgängerweg. (Eigentlich ist diese Verbindung aus den genannten Gründen 
zur Erschließung und Anbindung von über 30 neuen Bauplätzen ungeeignet.)  

Die Verkehrsanbindung auch für den Kraftfahrzeugverkehr wurde aber bei der 
Planerstellung auch aus vorsorglichen Gründen (2 Anfahrtsmöglichkeiten) bereits 
beschlossen.  

Aus dem neuen Baugebiet sind nach Bezug vermehrt Fußgänger - vor allem Schüler. 
Kindergartenkinder mit Begleitpersonen und Arbeitnehmer - zur Bushaltestelle in der 
Sonnenstraße zu erwarten.  

Zu deren Schutz sollte für die Straßen Burgblick und Steinbichlweg dringend eine 
deutliche Geschwindigkeitsreduzierung angeordnet werden. Da sich aufgrund des starken 
Gefªlles eine ĂSpielstraÇe" verbietet, sollte eine Reduzierung auf 10 km/h ins Auge 
gefasst werden. Als Minimum müsste aber der gesamten Bereich des Baugebietes 
Steinbichl I zur Tempo-30 Zone werden.  
Darüber hinaus sollten auch für das neu geplante Baugebiet Steinbichl II für den 
gesamten neuen Straßenraum einschließlich der Anbindung zur Schloßstraße 
Geschwindigkeitsbeschränkungen auch planerisch mit beachtet werden. Auch hier sollte 
in Erwªgung gezogen werden, den gesamten ĂStraÇen-Ring" von vornherein als 
,,Spielstraße" zu bauen. 

Beschluss 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

Die dargestellte Straße C stellt nach der gemeindlichen 
Verkehrswegeplanung und der Planungskonzeption des 
Bebauungsplans keine Haupterschließungsstraße dar, sondern soll 
lediglich eine Verbindung zwischen beiden Siedlungen ermöglichen, 
damit keine voneinander getrennten ĂViertelñ geschaffen werden. Die 
Straße ist dabei als verkehrsberuhigter Bereich festgesetzt, wie auch 
die übrigen Straßen des Plangebietes Steinbichl II.  Das 
Verkehrsgeschehen soll hier über eine entsprechende 
Vorfahrtsregelung geregelt werden. 

 

 

 

 

 

 
Die Notwendigkeit einer Verkehrsberuhigung bzw. 
straßenverkehrsrechtlicher Anordnungen wird mit der Polizei und der 
untere Straßenverkehrsbehörde bei Bedarf erörtert. 

 

Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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2. Weitere nötige lnfrastrukturmaßnamen durch zu erwartenden Bevölkerungszuwachs 

oder anders: Schul- und Kita-Plätze nicht vergessen! 

Diese Anregung gehört inhaltlich nicht zur vorgestellten Bauleitplanung - politisch müssen 
entsprechende Überlegungen gleichwohl jetzt bereits beginnen. 

Das Neubaugebiet ist insgesamt relativ groß. Auch wenn nicht sofort alle entstehenden 
Plätze bebaut werden, wird dadurch die Einwohnerzahl im Ortsteil Markt erheblich, aber 
in der gesamten Gemeinde Biberbach insgesamt ebenfalls deutlich ansteigen. Eine 
entsprechende Prognose liegt u. a. ja dem gesamten Planvorhaben zugrunde (vgl. S. 6 
und 7). Erfahrungsgemäß werden in ein solches Neubaugebiet vor allem auch junge 
Familien mit (zu erwartenden) Kindern ziehen. Auch im späteren Vergabeverfahren 
dürften solche Bewerber entsprechend bevorzugt werden.  

Deshalb halte ich es für dringend geboten, bereits zeitlich parallel zur Erschließung und 
zum späteren Verkauf der Bauplätze die nötige Infrastruktur für Kinder zu bedenken und 
zu planen. Das betrifft in besonderer Weise Krippen- und KiGa-Plätze, wie auch 
Grundschul-Plätze.  

Der leider immer noch nicht fertig gestellte derzeitige KiTa-Ausbau ist auf einen weiteren 
größeren Zuwachs nicht ausgelegt. Neu zuziehende Familien mit Kindern sollten aber 
nicht wieder über Jahre hinweg mit Notlösungen leben müssen.  

Die Planung dazu obliegt selbstverständlich dem Marktgemeinderat. Als mögliche 
Lösungsansätze schlage ich aber vor,  

a)  eine Waldkindergartengruppe - evtl. zwischen einzelnen Ortsteilen anzusiedeln (z. B. 
zwischen Biberbach und Markt)  

b) KiTa-Gruppen in einzelnen Ortsteilen (z.B. Affaltern, Eisenbrechtshofen oder Markt) 

Beschluss 

 
Der Gemeinderat bedankt sich für die Hinweise/Anregungen. Der Kita-
Ausbau wird bis zum 30.05.2021 abgeschlossen sein. Die Kapazität 
der Kita Biberbach ist ausreichend, den erwarteten Bedarf aus dem 
Baugebiet Steinbichl II abzudecken. Der Planung stehen damit keine 
unüberwindbaren finanziellen Folgekosten entgegen. 

Durch den Ausbau der Kindertagesstätte werden jeweils 15 
Krippenplätze und Kindergartenplätze geschaffen (Stand 04.05.2021) 

Zusätzliche Plätze bzw. Erweiterungen sind in Überlegung. 

Abstimmungsergebnis: 14 : 1 
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II. Einwendung/Anfrage 

Der folgende Sachverhalt wurde von Anliegern an mich herangetragen. Die 
entsprechende Anfrage hätte ich gern in einem direkten Gespräch auch mit Einblick in 
den Flächennutzungsplan und den Plan zum Baugebiet Steinbichl I geklärt. Leider wurde 
mir die nach dem Auslegungsbeschluss mögliche persönliche Einsichtnahme im Rathaus 
wegen der Corona-Beschränkungen verwehrt. Deshalb an dieser Stelle nun die 
schriftliche Anfrage.  

Im Flächennutzungsplan sind der Grünstreifen samt Fußweg rund um das Baugebiet 
Steinbichl I als gegeben eingezeichnet. Gleiches gilt für den in nordwestlicher Richtung 
angrenzenden Kinderspielplatz. Nach Angaben mehrer Anlieger ist diese Randbegrünung 
einschließlich Fußweg und Kinderspielplatz im Rahmen des damals erstellten 
Bebauungsplanes Steinbichl I eingeplant worden. Die Kosten dafür seien über die 
Umlegung von den Erwerbern der damaligen Bauplätze aufgebracht worden. 

In der nun ausgewªhlten Planvariante (vgl. S. 13, Nr .4.3) sind diese bestehenden Ăalten" 
Grünanlagen in das jetzige Plangebiet einbezogen. Insofern stellt sich die Frage, ob und 
wie bei einer späteren Umlage die Kosten dafür für die neuen Bauwerber anfallen, bzw. 
ob und ggf. wie sich ein Rückerstattungsanspruch für die damaligen Bauplatzerwerber 
gibt.  

Da eine Nachfrage und Beantwortung aus den o. a. Gründen nicht möglich war, sollten 
diesbezügliche Fragen im Rahmen des Auslegungsverfahrens und der dazu nötigen 
Beschlussfassung getroffen werden. 

 

Beschluss 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der 
Flächennutzungsplan dient als vorbereitender Bauleitplan der 
Verdeutlichung der mittelfristigen gemeindlichen Entwicklungsziele, ist 
aber nicht parzellenscharf und entfaltet jedoch keine rechtsverbindliche 
Wirkung. Ein Flächennutzungsplan wird erst durch einen 
Bebauungsplan grundstücksscharf konkretisiert und verbindlich.  

Die Festsetzung der öffentlichen Grünfläche Kinderspielplatz sichert 
diesen erstmals bauleitplanerisch ab. Der Bebauungsplan ĂSteinbichlñ 
setzt bislang in diesem Bereich lediglich eine Wiesenfläche fest, die mit 
der tatsächlich vorhandenen Nutzung nicht vereinbar wäre. 

 

Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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5 Stellungnahme 5, Schreiben vom 03.02.2021 

 

Stellungnahme / Anregung Ergebnis der Prüfung 

gegen den am 28.12.2020 bekanntgegebenen Bebauungsplan möchten wir folgende 
Einwände vorbringen:  

Seit dem 28.12.2020 liegt bei der Marktgemeinde Biberbach der Bebauungsplan Nr. 23 
ĂSteinbichl II" zur Beteiligung der ¥ffentlichkeit gern. Ä3 Abs. 2 BauGB aus.  

Mit großer Verwunderung mussten wir feststellen, dass in diesem Bebauungsplan 
bez¿glich der Abstandsflªchen (Gr¿nstreifen) zwischen ĂSteinbichl" und ĂSteinbichl 2" 
größere Veränderungen gegenüber dem Flächennutzungsplan vom 19.09.2017 
vorgenommen wurden.  

Damit sind wir nicht einverstanden.  

Gr¿nstreifen zwischen Baugebiet ĂSteinbichlñ und ĂSteinbichl 2ñ  

In den Verhandlungen zum Flächennutzungsplan wurde uns Anwohnern, die wir direkt an 
das neue Baugebiet ĂSteinbichl 2" angrenzen, ein groÇz¿giger Gr¿nstreifen zugesagt.  

Siehe hierzu Ausschnitt Niederschrift zur GR-Sitzung vom 25.10.2016:  

1.4 Ortsteil Markt  

Wohnbaufläche W11 (aktuell W10)  

Starke Veränderung des Dorfes durch überdimensionierte Wohnbaufläche und Eingriff in 
das Ortsbild. Die Fläche weist eine bedeutsame Erholungswirkung auf, daher sollte sie 
nicht überbaut werden. Eine Alternative wäre es, die Fläche weiter westlich für 
Wohnbauentwicklung in Betracht ziehen.  

Blickbeziehung zur Burg wird beeinträchtigt, dadurch Verminderung der Attraktivität der 
Wanderwege.   

Rücknahme der Wohnbaufläche um ca. 50 m nach Norden und ausgeprägter Eingrünung 
aufgrund der Lage im oberen Hangbereich, bessere Orientierung an der Topographie.  

 

 

 

 

 

 

Beschluss 

Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. 

Ein Flächennutzungsplan wird nicht verhandelt, sondern ï wie ein 
Bebauungsplan ï unter gerechter Abwägung aller für und 
widerstreitenden privaten und öffentlichen Belange aufgestellt. Ein 
Flächennutzungsplan dient als vorbereitender Bauleitplan der 
Verdeutlichung der mittelfristigen gemeindlichen Entwicklungsziele, ist 
aber nicht parzellenscharf und entfaltet jedoch keine rechtsverbindliche 
Wirkung. Ein Flächennutzungsplan wird erst durch einen 
Bebauungsplan grundstücksscharf konkretisiert und verbindlich. 

 

Abstimmungsergebnis: 14 : 1 
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Breiter Gr¿nstreifen zwischen der Flªche W11 und dem Baugebiet ĂAm Steinbichl" zur 
Freihaltung der Blickbeziehung zur Burg und in Richtung Westen. Es wurde bei 
damaligem Kauf im Wohngebiet ĂSteinbichl" versichert, dass keine weitere Bebauung 
erfolgt und die Grundstücke am Ortsrand liegen, es soll daher von der Wohnbaufläche 
abgesehen werden. 

Beschlussvorschlag:  

Den Anregungen wird zu Teilen stattgegeben.  
Die Fläche W 11 wird wie im Vorentwurf vom 25.10.2016 aufgezeigt verringert.  

Abstimmungsergebnis: 15: 2  

 

Dies wurde dann im aktuellen Flächennutzungsplan übernommen und in der Begründung 
auf Seite 84 festgehalten wo es heißt:  

ĂDie Wohnbauflªche W10 ist sowohl zur freien Landschaft, als auch zum ºstlich angrenzenden 
Wohngebiet ĂSteinbichl" und zum nºrdlich gelegenen Talraum groÇz¿gig einzugr¿nen."  

Im zugehörigen Plan (siehe FNP) ist neben dem vorhandenen Grünstreifen (3 m) und 
dem vorhandenen Fahrweg ( 4 m) aus dem bestehenden Baugebiet ĂSteinbichl" - ein 
weiterer Grünstreifen über den Fahrweg hinaus in Richtung Westen zum Baugebiet 
ĂSteinbichl II" von ca. 10 Metern und ein noch breiterer Gr¿nstreifen im S¿den geplant, 
eingezeichnet und beschlossen. 

 
 

Beschluss 

 

Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Der Flächennutzungsplan 
trifft keine parzellenscharfen und erst recht keine metergenauen 
Darstellungen.  

Die Festsetzungen des Bebauungsplans Steinbichl II tragen den 
Belangen der Eigentümer im Bestands-Baugebiet Steinbichl I durch die 
Situierung der Baugrenzen und einen 10m Abstand zu den Grenzen 
der im Osten angrenzenden Grundstücke mehr als angemessen 
Rechnung. Der gesetzliche Mindestabstand der BayBO von 3m wird 
um ein Mehrfaches überschritten.  

 

Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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Das war ein Zugeständnis an uns Anwohner. Wir gehen davon aus, dass sämtliche 
Mitglieder des Gemeinderats, Ihre damalige Abwägung im Interesse von uns Anliegern 
und einer geordneten städtebaulichen Entwicklung getroffen haben und die Abwägung 
auch zum heutigen Tage noch für richtig ansehen. Dieses Zugeständnis, das auch im 
Flächennutzungsplan so niedergeschrieben wurde, dürfte ausschließlich aus diesem 
Gesichtspunkt im Flächennutzungsplan so aufgenommen worden sein.  

Die Baugebiete am Steinbichl (alt und neu) liegen an einem deutlichen Nord-Hang. 
Gerade die tiefen liegenden Wohnhäuser liegen im Winter Großteils im Schatten der 
südlich und westlich stehenden benachbarten Wohngebäude.  

Diese ĂSonnenlicht-Schneisen" sind wichtig und steigern ebenso die Attraktivität für die 
k¿nftigen Bewohnner im Baugebiet ĂSteinbichl 2". 

Nachfolgend abgebildet den aktuellen Bebauungsplan mit entsprechend reduzierten 
Grünflächen 

 

 

Beschluss 

 

Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. Die Baugrenzen und die 
festgesetzte Eingrünung des Bebauungsplans Steinbichl II stellen 
einen hinreichenden Abstand sicher.  

Die Einwendung verkennt, dass östlich von der festgesetzten 
Eingrünung ein landwirtschaftlicher Anwandweg und dahinter die 
Eingrünung des Bebauungsplans Steinbichl I folgen. Die Bebauung 
wahrt einen Abstand von mind. 10 m zur Grundstücksgrenze der 
östlichen Nachbarn. So ist in der Planzeichnung auf Höhe der Fl.-Nr. 
339/3 eine Maßkette abgebildet, die die Abstände zwischen 
bestehenden und neu geplanten Baugrundstücken verdeutlicht. 

Zwischen den bestehenden Baugrundstücken und der Grenze der 
neuen Baugrundstücke (rosa WA-Fläche) besteht ein Abstand von 
mind. 10m (3m Gr¿nstreifen ĂSteinbichl Iñ, 4m Wirtschafts-/ Grasweg, 
3m Gr¿nstreifen ĂSteinbichl IIñ). Die Baugrenze ist dann nochmals 3m 
abgerückt vom bestehenden Baugebiet Steinbichl I. 

 

Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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Wir fordern deswegen:  

Im Hinblick auf eine Ăsensible, bedarfsgerechte und dorfvertrªgliche Entwicklung der Ortsteile" 
dürfen im neuen Baugebiet die Grünflächen nicht auf ein Minimum reduziert werden. Gerade 
Grünflächen sind wichtig für eine dörfliche Struktur und sorgen in Zeiten des Klimawandels mit 
sehr trockenen und heißen Sommermonaten für ein angenehmes Kleinklima in einem 
Wohngebiet. 

Wir regen daher hiermit die Einhaltung der Abstandflächen und Grünstreifen zwischen 
dem Baugebiet Steinbichl (alt) und Steinbichl II (neu) wie im Flächennutzungsplan und 
deren Erklärung vom 19.09.2017 festgeschrieben, an.  

In der Begründung zum Bebauungsplan unter Ă4.1 Grundsätze Vorgaben an die Planung" 
heiÇt es Ădie Zielvorstellung des Flächennutzungsplanes aufnehmenñ (siehe Seite 12).  

Unter 4.2 ist der Variantenvergleich dargestellt, bei dem ausschließlich das Büro OPLA 
in der Variante 1 die Zielvorstellungen des Flächennutzungsplanes aufgenommen hat!!! 

 

 

Beschluss 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen 

Der Bebauungsplan trägt den Anforderungen an eine flächensparende 
Ausweisung neuer Baugebiete Rechnung und setzt insgesamt eine 
hinreichende Durchgrünung fest. Die untere Naturschutzbehörde im 
LRA Augsburg, die nur eine intensivere Ortsrandeingrünung nach 
Westen hin anregt, hat insoweit keine Defizite beanstandet. 

  

Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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Der Bebauungsplan ist aus den Festsetzungen des Flächennutzungsplanes zu 
entwickeln. Der aktuelle Bebauungsplan widerspricht inhaltlich dem 
Flächennutzungsplan. Der Bebauungsplan könnte daher ohne Einstellung der im 
Flächennutzungsplan festgeschriebenen Abstandsflächen rechtswidrig bzw. 
nichtig sein.  

Wir sind uns sicher, dass die Überplanung der Grünflächen im Bebauungsplan Nr. 23 
ĂSteinbichl II" gegen¿ber dem Flªchennutzungsplan vom 19.09.2017 ein Versehen war 
und bitten deshalb um eine entsprechende Korrektur und Überarbeitung.  

Wir gehen davon aus, dass Sie auf unser Schreiben Verständnis zeigen und sind 
gespannt auf Ihre Entscheidung. Sollte unser Einspruch unbeachtet bleiben, ziehen wir in 
dieser Angelegenheit eine ĂNormenkontrollklage gemªÇ Ä 47 VwGOñ in Erwägung.  

Eine Vorbesprechung mit einem spezialisierten Fachanwalt für Verwaltungsrecht hat uns 
hier eine hohe Erfolgsaussicht in Aussicht gestellt, wobei wir im Interesse des gemeind-
lichen Friedens aber grundsätzlich keine Klagemaßnahmen ergreifen wollen würden. 

 

Beschluss 

Wie bereits ausgeführt hat der Flächennutzungsplan als vorbereitender 
Bauleitplan nicht den Anspruch, eine parzellenscharfe und 
metergenaue Darstellung zu treffen. Das Entwicklungsgebot des § 8 
Abs. 2 BauGB ist für Konkretisierungen offen. 

Die Stellungnahme wird zurückgewiesen. 

Abstimmungsergebnis: 15 : 0 
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